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287 . Bundesgesetz: Änderung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 (BDG-Novelle 1988) und des
Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetzes
(NR: GP XVII RV 553 AB 602 S. 64. BR: AB 3488 S. 502.)

2 8 8 . Bundesgesetz: 47. Gehaltsgesetz-Novelle, Änderung des Richterdienstgesetzes, des Pensionsgesetzes
1965, des Nebengebührenzulagengesetzes, des Bundestheaterpensionsgesetzes, des
Bezügegesetzes und der Reisegebührenvorschrift 1955
(NR: GP XVII RV 551 AB 600 S. 64. BR: AB 3486 S. 502.)

2 8 9 . Bundesgesetz: 39. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle und Änderung der Bundesforste-Dienstord-
nung 1986
(NR: GP XVII RV 552 AB 601 S. 64. BR: AB 3487 S. 502.)

287. Bundesgesetz vom 26. Mai 1988, mit
dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979
(BDG-Novelle 1988) und das Bundeslehrer-

Lehrverpflichtungsgesetz geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, BGBl.
Nr. 333, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 148/1988, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 20 wird angefügt:

„(4) Ein Beamter hat dem Bund im Fall der Auf-
lösung des Dienstverhältnisses nach Abs. 1 Z 1 bis 5
die Ausbildungskosten zu ersetzen, wenn die Aus-
bildungskosten für die betreffende Verwendung am
Tag der Beendigung dieser Ausbildung das Sechs-
fache des Gehaltes eines Beamten der Gehalts-
stufe 2 der Dienstklasse V zuzüglich allfälliger
Teuerungszulagen übersteigen. Der Ersatz der
Ausbildungskosten entfällt, wenn das Dienstver-
hältnis mehr als fünf Jahre (bei Militärpiloten mehr
als acht Jahre) nach der Beendigung der Ausbil-
dung geendet hat oder das Dienstverhältnis aus den
im § 10 Abs. 4 Z 2 und 5 angeführten Gründen
gekündigt worden ist. Bei der Ermittlung der Aus-
bildungskosten sind

1. die Kosten einer Grundausbildung,
2. die Kosten, die dem Bund aus Anlaß der Ver-

tretung des Beamten während der Ausbildung
erwachsen sind, und

3. die dem Beamten während der Ausbildung
zugeflossenen Bezüge, mit Ausnahme der
durch die Teilnahme an der Ausbildung ver-
ursachten Reisegebühren,

nicht zu berücksichtigen.

(5) Die dem Bund gemäß Abs. 4 zu ersetzenden
Ausbildungskosten sind von der Dienstbehörde mit
Bescheid festzustellen, die im Zeitpunkt des Aus-
scheidens des Beamten aus dem Dienstverhältnis
zuständig gewesen ist. Der Anspruch auf Ersatz der
Ausbildungskosten verjährt nach drei Jahren ab der
Auflösung des Dienstverhältnisses. Die §§ 13a
Abs. 2 und 13b Abs. 4 des Gehaltsgesetzes 1956,
BGBl. Nr. 54, sind sinngemäß anzuwenden."

2. § 63 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Amtstitel und die Verwendungsbezeich-
nungen der Beamten werden im Besonderen Teil
geregelt. Beamtinnen führen die Amtstitel und die
Verwendungsbezeichnungen, soweit dies sprach-
lich möglich ist, in der weiblichen Form."

3. Dem § 65 Abs. 7 wird angefügt:

„Die Zahl der Tage, die der Beamte während der
Eignungsausbildung im Sinne des § 2c Abs. 10 des
Vertragsbedienstetengesetzes 1948 freigestellt ge-
wesen ist, ist in diesem Fall vom gesamten Urlaubs-
anspruch abzuziehen."

4. Im § 72 Abs. 1 Z 3 entfallen die Worte ", in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 329/
1973".

5. § 94 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Lauf der in Abs. 1 genannten Fristen
wird gehemmt

1. für die Dauer eines strafgerichtlichen Verfah-
rens oder eines Verwaltungsstrafverfahrens,
wenn der der Dienstpflichtverletzung
zugrunde liegende Sachverhalt Gegenstand
eines solchen Verfahrens ist, und

2. in den Fällen des § 28 PVG, BGBl. Nr. 133/
1967,
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a) für den Zeitraum ab Antragstellung der
Disziplinarbehörde auf Erteilung der
Zustimmung bis zur Entscheidung durch
das zuständige Personalvertretungsorgan,

b) für die Dauer eines Verfahrens vor
der Personalvertretungs-Aufsichtskom-
mission.

Z 2 lit. a gilt für Verfahren vor der Disziplinarkom-
mission in der Post- und Telegraphenverwaltung
sinngemäß."

6. § 101 Abs. 3 lautet:

„(3) Ein Mitglied des Senates der Disziplinar-
oberkommission muß dem Ressort des beschuldig-
ten Beamten angehören. Dieses Mitglied ist
zugleich Berichterstatter."

7. § 117 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Kosten des Verfahrens einschließlich
der Reisegebühren und der Gebühren für Zeugen,
Sachverständige und Dolmetscher sind vom Bund
zu tragen, wenn

1. das Verfahren eingestellt,
2. der Beamte freigesprochen oder
3. gegen den Beamten eine Disziplinarverfügung

erlassen
wird."

8. § 124 Abs. 3 lautet:

„(3) Im Verhandlungsbeschluß ist dem Beschul-
digten die Zusammensetzung des Senates ein-
schließlich der Ersatzmitglieder bekanntzugeben.
Der Beschuldigte hat das Recht, binnen einer
Woche nach Zustellung des Verhandlungsbeschlus-
ses ein Mitglied des Senates ohne Angabe von
Gründen abzulehnen. Auf Verlangen des Beschul-
digten dürfen bei der mündlichen Verhandlung bis
zu drei Beamte als Vertrauenspersonen anwesend
sein. Die mündliche Verhandlung ist ansonsten
nicht öffentlich. Erscheint der Beschuldigte trotz
ordnungsgemäß zugestellter Ladung unentschul-
digt nicht zur mündlichen Verhandlung, so kann
diese in seiner Abwesenheit durchgeführt werden."

9. Dem § 124 wird angefügt:

„(13) Über die mündliche Verhandlung ist eine
vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unter-
fertigende Verhandlungsschrift aufzunehmen. Sie
ist vor der Beratung des Senates zu verlesen, wenn
die Parteien nicht darauf verzichtet haben. Wird
gegen die Aufnahme der Verhandlungsschrift in
Kurzschrift oder auf Schallträger kein Einwand
erhoben, so ist dies zulässig. Vor der Beratung des
Senates ist die in Kurzschrift aufgenommene Ver-
handlungsschrift zu verlesen oder es ist die Auf-
nahme des Schallträgers wiederzugeben, wenn die
Parteien nicht darauf verzichtet haben. Aufnahmen
in Kurzschrift oder auf Schallträger sind spätestens
binnen einer Woche in Vollschrift zu übertragen.
Der Schallträger ist mindestens drei Monate ab der
Übertragung aufzubewahren.

(14) Einwendungen wegen behaupteter Unvoll-
ständigkeit oder Unrichtigkeit der Verhandlungs-
schrift sind bis spätestens unmittelbar nach der Ver-
lesung (Wiedergabe) zu erheben. Wenn den Ein-
wendungen nicht Rechnung getragen wird, sind
diese in die Verhandlungsschrift als Nachtrag auf-
zunehmen. Die Verkündung des Erkenntnisses
gemäß Abs. 12 ist am Ende der Verhandlungs-
schrift zu protokollieren. Auf die Verhandlungs-
schrift ist § 14 Abs. 3, 4 letzter Satz und 5
AVG 1950 nicht anzuwenden.

(15) Über die Beratungen des Senates ist ein
Beratungsprotokoll aufzunehmen, das vom Vorsit-
zenden und vom Schriftführer zu unterfertigen ist."

10. Nach § 125 wird eingefügt:

„Absehen von der mündlichen Verhandlung

§ 125a. (1) Von der Durchführung einer mündli-
chen Verhandlung vor der Disziplinaroberkommis-
sion kann Abstand genommen werden, wenn der
Sachverhalt nach der Aktenlage hinreichend
geklärt ist und die Parteien nicht ausdrücklich in
der Berufung die Durchführung einer mündlichen
Verhandlung beantragt haben.

(2) Ungeachtet eines Parteienantrages kann die
Disziplinaroberkommission von einer mündlichen
Verhandlung absehen, wenn die Berufung zurück-
zuweisen, die Angelegenheit an die erste Instanz zu
verweisen oder ausschließlich über eine Berufung
gegen die Auferlegung eines Kostenersatzes zu ent-
scheiden ist."

11. § 126 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Disziplinarkommission hat bei der
Beschlußfassung über das Disziplinarerkenntnis
nur auf das Rücksicht zu nehmen, was in der
mündlichen Verhandlung vorgekommen ist. Dies
gilt auch für die Disziplinaroberkommission, wenn
eine mündliche Verhandlung durchgeführt worden
ist."

12. § 130 erhält die Absatzbezeichnung „(1)".
Dem § 130 wird angefügt:

„(2) Im Falle des Todes des Beamten oder des
Austrittes aus dem Dienstverhältnis erlischt die
Vollziehbarkeit der Disziplinarstrafe."

13. Im § 136 Abs. 1 wird in der Tabelle der Aus-
druck „des Rechnungshofes oder eines Bundesmi-
nisteriums" durch den Ausdruck „des Rechnungs-
hofes, der Volksanwaltschaft oder eines Bundesmi-
nisteriums" ersetzt.

14. Dem § 143 Abs. 1 wird angefügt:

„Verliert ein Beamter während des Grundausbil-
dungslehrganges die für die Zulassung maßgebend
gewesene persönliche Eignung und scheidet er des-
halb aus dem Lehrgang aus, so kann er, wenn er
diese Eignung wiedererlangt hat, auf Antrag ein
zweites Mal zu einem Grundausbildungslehrgang
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derselben Art oder zu einem Teil eines solchen
zugewiesen (zugelassen) werden."

15. § 149 Abs. 3 lautet:

„(3) In der Dienstklasse VIII sind für
1. den Generaltruppeninspektor, die Sektionslei-

ter im Bundesministerium für Landesverteidi-
gung, den Armeekommandanten, den Kom-
mandanten der Landesverteidigungsakade-
mie, den Chef des Stabes des Armeekomman-
dos, wenn dieser gleichzeitig Stellvertreter des
Armeekommandanten ist, den Stellvertreter
des Generaltruppeninspektors und die Korps-
kommandanten die Verwendungsbezeich-
nung ,Korpskommandant',

2. den Adjutanten des Bundespräsidenten, den
Chef des Kabinetts des Bundesministers für
Landesverteidigung, den Stellvertreter des
Armeekommandanten (wenn er nicht unter
2 1 fällt), den Chef des Stabes des Armee-
kommandos (wenn er nicht unter 2 1 fällt),
die Leiter von Gruppen im Bundesministerium
für Landesverteidigung, den Leiter des Amtes
für Wehrtechnik, den Leiter des Heeres-Bau-
und Vermessungsamtes, den Leiter des Hee-
res-Materialamtes, den Leiter des Heeres-
Nachrichtenamtes, den Leiter des Abwehram-
tes, den Leiter des Heeres-Datenverarbei-
tungsamtes, den Kommandanten der There-
sianischen Militärakademie, die Divisions-
kommandanten, die Stellvertreter der Korps-
kommandanten und die Militärkommandan-
ten die Verwendungsbezeichnung ,Divisionär'

vorgesehen."

16. Dem § 155 wird angefügt:

„(9) Auf Hochschullehrer ist § 20 Abs. 4 und 5
nicht anzuwenden."

17. §228 lautet:

„Anwendungsbereich

§ 228. Dieser Abschnitt ist auf die Beamten in
den Dienststellen des Betriebsdienstes in der Post-
und Telegraphenverwaltung anzuwenden. Als
Dienststellen des Betriebsdienstes gelten alle
Dienststellen der Post- und Telegraphenverwaltung
mit Ausnahme der Generaldirektion für die Post-
und Telegraphenverwaltung, der Post- und Tele-
graphendirektionen, des Post- und Telegraphenin-
spektorates Salzburg und des Fernmeldegebühren-
amtes Wien."

18. §243 Abs. 1 lautet:

„(1) Auf Bundesbedienstete, die nicht Beamte
sind, die aber die Planstelle eines Bundesbeamten
anstreben, sind die Bestimmungen über die dienstli-
che Ausbildung sinngemäß anzuwenden. Gleiches
gilt für Wehrpflichtige, die einen außerordentlichen
Präsenzdienst in der Dauer von mindestens drei
Jahren leisten, soweit sie die für die Verwendungs-

gruppen D und C (in beiden Fällen für Dienst in
Unteroffiziersfunktion) oder die für die Verwen-
dungsgruppe H 2 in der Verwendung als Musikof-
fizier vorgesehene dienstliche Ausbildung oder im
Rahmen der beruflichen Bildung (§§ 33 bzw. 41
Abs. 4 des Wehrgesetzes 1978) eine sonstige dienst-
liche Ausbildung anstreben."

19. Nach § 246 wird eingefügt:

„Verweisungen auf andere Bundesgesetze

§ 247. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf
andere Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in
der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

(2) Abs. 1 gilt nicht für die im § 72 Abs. 1 2 4
und im Schlußteil (ausgenommen § 245 Abs. 1) ent-
haltenen 2itierungen."

20. Der bisherige § 247 erhält die Bezeichnung
„§ 248".

21. Anlage 1 2 14.3 lautet:

„14.3. Auf die in 2 14.2 lit. a und d angeführten
2eiterfordernisse sind jene 2eiten anzurechnen, in
denen die Ausbildung an der Theresianischen Mili-
tärakademie nicht als Berufsoffizier der Verwen-
dungsgruppe H 2 zurückgelegt worden ist. Eine
Nachsicht von den Erfordernissen der 2 14.2 lit. b
und c ist ausgeschlossen."

22. Anlage 1 2 15.3 und 15.4 lauten:

„15.3. Für die Verwendung als Musikoffizier an
Stelle des Ernennungserfordernisses der 2 15.1
lit. a der erfolgreiche Abschluß

a) einer Studienrichtung der Instrumentalstu-
dien oder der Studienrichtung Musikleitung
bzw. Dirigieren an einer Hochschule für
Musik und darstellende Kunst oder an einem
Konservatorium mit Öffentlichkeitsrecht
oder

b) der Studienrichtung Instrumen-
tal (Gesangs)pädagogik an einer Hochschule
für Musik und darstellende Kunst.

Die Erfordernisse der lit. a oder b können durch
eine abgeschlossene Hochschulbildung (Lehramt)
in den Studienrichtungen Musikerziehung und
Instrumentalmusikerziehung ersetzt werden.

15.4. Für die Ernennung von Musikoffizieren auf
eine Planstelle der Dienstklassen VI und VII an
Stelle der Ernennungserfordernisse der 2 15.2 der
erfolgreiche Abschluß der militärischen Ausbildung
zum Stabsoffizier der Reserve."

23. Anlage 1 2 22.7 lautet

a) in der linken Spalte:

„22.7. Lehrer an Akademien für Sozialarbeit in
den Unterrichtsgegenständen Psychologie, Sozial-
medizin, Rechtskunde, Theorie der Sozialarbeit
und Handlungsfelder der Sozialarbeit"
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b) in der rechten Spalte:
,,a) Erfüllung der Ernennungserfordernisse der

Z 23.5 oder 23.6 für Lehrer an Akademien
für Sozialarbeit,

b) vierjährige Lehrpraxis mit hervorragenden
pädagogischen Leistungen an Akademien für
Sozialarbeit (Lehranstalten für gehobene
Sozialberufe),

c) ein den Unterrichtsgegenständen entspre-
chendes abgeschlossenes Hochschulstudium
im Sinne des § 36 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes und

d) eine durch Publikationen nachzuweisende
einschlägige wissenschaftliche Tätigkeit."

24. Anlage 1 Z 23.1 Abs. 2 lautet:

„(2) Überdies für Lehrer der fachlich-theoreti-
schen Unterrichtsgegenstände an den berufsbilden-
den mittleren und höheren Schulen im Bereich
Hauswirtschaft eine einjährige facheinschlägige
Berufspraxis, für alle anderen fachlich-theoreti-
schen Unterrichtsgegenstände an diesen Schulen
eine zweijährige facheinschlägige Berufspraxis."

25. In der Anlage 1 wird der Z 23.1 in der rech-
ten Spalte angefügt:

„(6) Für Lehrer der allgemeinbildenden Unter-
richtsgegenstände an mittleren und höheren Schu-
len zusätzlich zu Abs. 1 die erfolgreiche Absolvie-
rung des Unterrichtspraktikums nach den Bestim-
mungen des Unterrichtspraktikumsgesetzes, BGBl.
Nr. 145/1988."

26. Anlage 1 Z 23.5 lautet

a) in der linken Spalte:

„23.5. Lehrer an Akademien für Sozialarbeit in
den Unterrichtsgegenständen Psychologie, Pädago-
gik, Sozialmedizin, Rechtskunde, Sozialwissen-
schaften, Wirtschafts- und Sozialpolitik, Spezialge-
biete aus den Human- und Sozialwissenschaften
und Spezielle Handlungsfelder der Sozialarbeit"

b) in der rechten Spalte:

,,a) Eine den Unterrichtsgegenständen entspre-
chende abgeschlossene Hochschulbildung im
Sinne des § 35 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes und

b) eine vierjährige einschlägige Berufspraxis,
wovon höchstens zwei Jahre durch eine vor
Abschluß des Hochschulstudiums liegende
Berufspraxis im Sozialbereich, die zur Hälfte
angerechnet wird, ersetzt werden können."

27. Anlage 1 Z 23.6 lautet

a) in der linken Spalte:

„Lehrer an Akademien für Sozialarbeit in den
Unterrichtsgegenständen des Bereiches Methodik
der Sozialarbeit und den zu diesem Bereich zählen-
den ergänzenden Unterrichtsveranstaltungen"

b) in der rechten Spalte:

,,a) Erfüllung der Erfordernisse der Z 23.5 oder
b) Diplom einer Akademie für Sozialarbeit oder

der erfolgreiche Abschluß einer Lehranstalt
für gehobene Sozialberufe, ferner

c) zusätzlich zu lit. b eine sechsjährige einschlä-
gige Berufspraxis mit hervorragenden Lei-
stungen."

28. In der Anlage 1 erhält die bisherige Z 23.6
die Bezeichnung „23.7.".

29. Anlage 1 Z 23.8 lautet

a) in der linken Spalte:

„23.8. Lehrer für Kindergarten-, Sonderkinder-
garten-, Hort- oder Heimpraxis sowie für Unter-
richtsgegenstände der Didaktik an Bildungsanstal-
ten für Kindergartenpädagogik und an Bildungsan-
stalten für Erzieher"

b) in der rechten Spalte:
,,a) Abgeschlossenes Hochschulstudium im Sinne

des § 35 des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes der Studienrichtungen Pädago-
gik oder Psychologie,

b) die der Verwendung entsprechende
aa) Befähigungsprüfung für Kindergärtne-

rinnen (und Horterzieherinnen) oder für
Sonderkindergärtnerinnen bzw. für Son-
derkindergärten oder für Erzieher oder

bb) Reife- und Befähigungsprüfung für Kin-
dergärten (und Horte) oder für Erzieher,

c) ein Lehramt (bzw. eine Lehrbefähigung) oder
die erfolgreiche Ablegung der Zusatzprüfung
aus Didaktik und

d) eine zweijährige einschlägige Berufs- oder
Lehrpraxis nach Ablegung der Befähigungs-
prüfung bzw. Reife- und Befähigungsprü-
fung gemäß lit. b."

30. Anlage 1 Z 23.9 lautet

a) in der linken Spalte:

„23.9. Lehrer für Pädagogik und verwandte
Unterrichtsgegenstände an Bildungsanstalten für
Kindergartenpädagogik und an Bildungsanstalten
für Erzieher"

b) in der rechten Spalte:
„(1) a) Eine den Unterrichtsgegenständen ent-

sprechende abgeschlossene Hochschul-
bildung (Lehramt) im Sinne des § 35 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes,

b) die Befähigungsprüfung für Kindergärt-
nerinnen oder für Erzieher bzw. Reife-
und Befähigungsprüfung für Kindergär-
ten oder für Erzieher oder eine Lehrbefä-
higung bzw. Lehramtsprüfung für eine
allgemeinbildende Pflichtschule und

c) eine zweijährige Praxis in einem ein-
schlägigen Lehrer- oder Erzieherdienst.
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(2) Das Erfordernis des Abs. 1 lit. a kann ersetzt
werden durch die Erfüllung sämtlicher nach-
stehender Erfordernisse:
a) Abgeschlossenes Hochschulstudium im

Sinne des § 35 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes der Studienrich-
tung Pädagogik als erste Studienrich-
tung, verbunden mit einer für die Ver-
wendung einschlägigen Fächerkombina-
tion mit psychologischem Schwerpunkt
und

b) ein Lehramt (bzw. eine Lehrbefähigung)
oder die erfolgreiche Ablegung der
Zusatzprüfung aus Didaktik."

31. In der Anlage 1 erhält die bisherige Z 23.8
die Bezeichnung „23.10.".

32. In der Anlage 1 wird der Z 24.1 in der rech-
ten Spalte angefügt:

„(4) Für Lehrer des hauswirtschaftlichen Fach-
unterrichtes zusätzlich zu Abs. 1 eine einjährige
facheinschlägige Berufspraxis."

33. In der Anlage 1 Z 24.3

a) wird in der linken Spalte angefügt:

„sowie für sonstige Unterrichtsgegenstände der
musikalischen Erziehung an Bildungsanstalten für
Kindergartenpädagogik und an Bildungsanstalten
für Erzieher",

b) entfällt in der rechten Spalte in lit. b der Aus-
druck

„, bei Lehrern an Bildungsanstalten für Kindergärt-
nerinnen oder Erzieher durch die Befähigung für
Kindergärtnerinnen oder für Erzieher".

34. In der Anlage 1 Z 25.1 lautet in der rechten
Spalte lit. f sublit, cc:

„cc) (nur an Bildungsanstalten für Kinder-
gartenpädagogik und an Bildungsanstal-
ten für Erzieher) die Befähigungsprü-
fung für Kindergärtnerinnen oder für
Erzieher bzw. die Reife- und Befähi-
gungsprüfung für Kindergärten oder für
Erzieher sowie in allen Fällen zusätzlich
die Lehrbefähigung für rhythmisch-
musikalische Erziehung oder für einen
Unterrichtsgegenstand der musikali-
schen Erziehung;"

35. In der Anlage 1 Z 25.1 lauten in der rechten
Spalte die lit. h und i:

,,h) bei Lehrern für Kindergarten- und Hortpra-
xis sowie für Unterrichtsgegenstände der
Didaktik durch
aa) die erfolgreiche Ablegung der Reifeprü-

fung an einer höheren Schule gemein-
sam mit der Befähigungsprüfung für
Kindergärtnerinnen (und Horterziehe-
rinnen) oder

bb) die Reife- und Befähigungsprüfung für
Kindergärten (und Horte) und

cc) in beiden Fällen die Zusatzprüfung aus
Didaktik und eine vierjährige einschlä-
gige Berufs- oder Lehrpraxis;

i) bei Lehrern für Hort- und Heimpraxis und
für Unterrichtsgegenstände der Didaktik an
Bildungsanstalten für Erzieher sowie an Bil-
dungsanstalten für Kindergartenpädagogik
für die zusätzliche Ausbildung zum Erzieher
an Horten durch
aa) die erfolgreiche Ablegung der Reifeprü-

fung an einer höheren Schule gemein-
sam mit der Befähigungsprüfung für
Erzieher oder

bb) die Reife- und Befähigungsprüfung für
Erzieher und

cc) in beiden Fällen die Zusatzprüfung aus
Didaktik und eine vierjährige einschlä-
gige Berufs- oder Lehrpraxis;"

36. In der Anlage 1 Z 25.1 entfallen in der rech-
ten Spalte die lit. j und k. Die bisherige lit. 1 erhält
die Bezeichnung ,,j)".

37. Anlage 1 Z 25.2 lautet in der rechten Spalte:

,,a) Die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung
an einer höheren Schule gemeinsam mit der
Befähigungsprüfung für Erzieher oder für
Kindergärtnerinnen (und Horterzieherinnen)
oder

b) die Reife- und Befähigungsprüfung für
Erzieher oder für Kindergärten (und Horte)
und

c) in beiden Fällen die Zusatzprüfung aus
Didaktik und eine vierjährige einschlägige
Berufs- oder Lehrpraxis."

38. Anlage 1 Z 25.3 lautet in der rechten Spalte:

,,a) Die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung
an einer höheren Schule gemeinsam mit der
Befähigungsprüfung für Erzieher und Son-
dererzieher oder

b) die Reife- und Befähigungsprüfung für Er-
zieher gemeinsam mit der Befähigungsprü-
fung für Sondererzieher und

c) in beiden Fällen eine vierjährige einschlägige
Berufspraxis, davon eine zweijährige Praxis
an Sonderhorten oder Sonderheimen."

39. In der Anlage 1 Z 26.1 wird in der rechten
Spalte in Abs. 2 lit. c sublit, bb der Klammeraus-
druck „(nur an mittleren und höheren Anstalten
der Lehrer- und Erzieherbildung)" durch den
Klammerausdruck „(nur an Bildungsanstalten für
Kindergartenpädagogik und an Bildungsanstalten
für Erzieher)" ersetzt.

40. In der Anlage 1 Z 26.1 lautet in der rechten
Spalte Abs. 2 lit. d:

,,d) bei Lehrern für Werkerziehung (Textiles
Gestalten bzw. Textiles Werken) an Bil-
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dungsanstalten für Kindergartenpädagogik
und an Bildungsanstalten für Erzieher sowie
an Blindeninstituten und Instituten für
Gehörlosenbildung durch die Befähigungs-
prüfung für Arbeitslehrerinnen gemeinsam
mit einer sechsjährigen Lehrpraxis mit beson-
deren pädagogischen Leistungen;"

41. In der Anlage 1 Z 26.1 lautet in der rechten
Spalte Abs. 2 lit. f:

„f) bei Lehrern für Kindergarten-, Sonderkin-
dergarten- und Hortpraxis sowie für Unter-
richtsgegenstände der Didaktik an Bildungs-
anstalten für Kindergartenpädagogik durch
eine Befähigungsprüfung für Kindergärtne-
rinnen (und Horterzieherinnen) oder für
Sonderkindergärtnerinnen gemeinsam mit
der Zusatzprüfung aus Didaktik und einer
vierjährigen einschlägigen Berufs- oder Lehr-
praxis;"

42. Anlage 1 Z 26.5 lautet

a) in der linken Spalte:

„26.5. Erzieher an höheren Internatsschulen,
Bundeskonvikten, Blindeninstituten und Instituten
für Gehörlosenbildung oder in gleichartigen
Anstalten sowie an Schülerheimen, Sonderschüler-
heimen, Übungsschülerheimen, Übungshorten und
ganztägigen Schulformen"

b) in der rechten Spalte:

„Befähigungsprüfung für Erzieher bzw. Reife-
und Befähigungsprüfung für Erzieher."

43. Anlage 1 Z 26.6 lautet

a) in der linken Spalte:

„26.6. Übungskindergärtner(innen), Übungshort-
erzieher(innen) und Übungssonderkindergärt-
ner(innen)"

b) in der rechten Spalte:

„Befähigungsprüfung für Kindergärtnerinnen
(und Horterzieherinnen) oder für Sonderkinder-
gärtnerinnen gemeinsam mit der Zusatzprüfung
aus Didaktik und einer vierjährigen einschlägigen
Berufspraxis."

44. Anlage 1 Z 26.7 lautet

a) in der linken Spalte:

„26.7. Lehrer für Hort- und Heimpraxis sowie
für Unterrichtsgegenstände der Didaktik an Bil-
dungsanstalten für Erzieher"

b) in der rechte Spalte:

,,a) Befähigungsprüfung für Erzieher,
b) die erfolgreiche Ablegung der Zusatzprüfung

aus Didaktik und
c) eine zweijährige einschlägige Berufs- oder

Lehrpraxis."

45. Anlage 1 Z 26.8 lautet in der linken Spalte:

„26.8. Lehrer für Werkerziehung und für Haus-
wirtschaft"

46. In der Anlage 1 Z 26.8 wird in der rechten
Spalte der Ausdruck „Eine Befähigung für 'Werker-
ziehung an einer allgemeinbildenden Pflichtschule"
durch den Ausdruck „Befähigungsprüfung für
Arbeitslehrerinnen an den allgemeinbildenden
Pflichtschulen" ersetzt.

47. Anlage 1 Z 30.2 lit. b lautet:

,,b) im Fernmeldedienst als
Leiter eines Fernmeldebauamtes,
Leiter eines Fernmeldebetriebsamtes,
Leiter des Fernsprechbetriebsamtes,
Leiter der Fernmeldezentralbauleitung,
Leiter der Fernmeldezeugverwaltung,
Leiter des Fernmeldetechnischen Zentralam-
tes,
Leiter einer Abteilung im Fernmeldetechni-
schen Zentralamt,
Stellvertreter des Leiters eines der angeführ-
ten Ämter (ausgenommen das Fernmeldebau-
amt Haustechnik Wien)."

48. In der Anlage 1 Z 31.4 wird am Ende der
lit. c der Punkt durch einen Beistrich ersetzt. Der
Z 31.4 wird angefügt:

,,d) im Rechenzentrum als
Leiter der Systemprogrammierung."

49. In der Anlage 1 Z 32.2 lit. b wird die Richt-
verwendung „Leiter der Postautowerkstätte einer
Postautobetriebsleitung" durch die Richtverwen-
dung „Leiter des Materiallagers einer Postautobe-
triebsleitung" ersetzt.

50. In der Anlage 1 Z 32.2 wird am Ende der
lit. c der Punkt durch einen Beistrich ersetzt. Der
Z 32.2 wird angefügt:

,,d) im Rechenzentrum als
Leiter der Operation."

51. In der Anlage 1 Z 33.2 wird am Ende der
lit. c der Punkt durch einen Beistrich ersetzt. Der
Z 33.2 wird angefügt:

,,d) im Rechenzentrum als
Programmierassistent."

52. In der Anlage 1 Z 34.2 wird am Ende der
lit. c der Punkt durch einen Beistrich ersetzt. Der
Z 34.2 wird angefügt:

,,d) im Rechenzentrum als
Systemoperator."

53. In der Anlage 1 Z 35.2 wird am Ende der
lit. c der Punkt durch einen Beistrich ersetzt. Der
Z 35.2 wird angefügt:

,,d) im Rechenzentrum als
Operator."
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54. In der Anlage 1 Z 37.2 wird am Ende der
lit. c der Punkt durch einen Beistrich ersetzt. Der
Z 37.2 wird angefügt:

,,d) im Rechenzentrum als
Hilfsoperator."

55. In der Anlage 1 Z 38.2 wird am Ende der
lit. c der Punkt durch einen Beistrich ersetzt. Der
Z 38.2 wird angefügt:

,,d) im Rechenzentrum im
ADV-Hilfsdienst."

Artikel II

Das Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetz,
BGBl. Nr. 244/1965, zuletzt geändert durch Bun-
desgesetz BGBl. Nr. 389/1986, wird wie folgt
geändert:

1. Im §2 Abs. 6 wird der Ausdruck „Bundes-
Taubstummeninstitut" durch den Ausdruck „Bun-
desinstitut für Gehörlosenbildung" ersetzt.

2. Im § 3 Abs. 4 wird der Ausdruck „an Bundes-
erziehungsanstalten" durch den Ausdruck „an
Höheren Internatsschulen des Bundes" ersetzt.

3. Nach § 9 wird eingefügt:

„§ 9a. Die von einem Unterrichtspraktikanten in
einem Unterrichtsgegenstand zu haltenden Unter-
richtsstunden sind in die Lehrverpflichtung des
Lehrers einzurechnen, der mit der Betreuung des
Unterrichtspraktikanten im betreffenden Unter-
richtsgegenstand betraut ist."

4. Im § 10 Abs. 5 werden ersetzt:
a) der Ausdruck „Bundes-Blindeninstitut"

durch den Ausdruck „Bundes-Blindenerzie-
hungsinstitut",

b) der Ausdruck „Höheren Technischen Bun-
deslehranstalt und Bundes-Handelsschule
Wien V" durch den Ausdruck „Höheren
technischen Bundeslehranstalt, Bundes-Han-
delsakademie und Bundes-Handelsschule
Wien III".

5. Im § 13 Abs. 1 entfällt der Ausdruck „, soweit
im Abs. 2 nichts anderes bestimmt ist,".

§ 13 Abs. 2 lautet:

„(2) Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere
Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in der
jeweils geltenden Fassung anzuwenden. Dies gilt
nicht für die im § 11 Abs. 1 enthaltene Zitierung."

Artikel III

Für die Zeit vom 1. Juli 1988 bis zum 30. Sep-
tember 1988 wird das BDG 1979 wie folgt geän-
dert:

§ 184a lautet:

„Anwendungsbereich

§ 184a. Dieser Abschnitt ist auf die Beamten in
den Dienststellen des Betriebsdienstes in der Post-
und Telegraphenverwaltung anzuwenden. Als
Dienststellen des Betriebsdienstes gelten alle
Dienststellen der Post- und Telegraphenverwaltung
mit Ausnahme der Generaldirektion für die Post-
und Telegraphenverwaltung, der Post- und Tele-
graphendirektionen, des Post- und Telegraphenin-
spektorates Salzburg und des Fernmeldegebühren-
amtes Wien."

Artikel IV

Auf Berufsoffiziere der Verwendungs-
gruppe H 2, die vor dem 1. Juli 1988 als Musikoffi-
ziere verwendet wurden, ist die Anlage 1 Z 15.4 in
der bis zum Ablauf des 30. Juni 1988 geltenden
Fassung weiterhin anzuwenden.

Artikel V

(1) Das in Z 23.1 Abs. 6 der Anlage 1 zum BDG
1979 angeführte Erfordernis der erfolgreichen
Absolvierung des Unterrichtspraktikums wird
ersetzt

1. durch die Einführung in das praktische Lehr-
amt im Sinne der Prüfungsvorschrift für das
Lehramt an Mittelschulen, BGBl. Nr. 271/
1937, oder

2. durch eine nach schulrechtlichen Vorschriften
gleichgehaltene Einführung, die vor dem
1. September 1988 zurückgelegt worden ist.

(2) Anlage 1 Z 24.1 Abs. 4 BDG 1979 gilt nicht
für Personen, die vor dem 1. September 1988 eine
Ausbildung zum Erwerb einer Lehrbefähigung im
Sinne der Anlage 1 Z 24.1 Abs. 1 BDG 1979 für
den hauswirtschaftlichen Fachunterricht an berufs-
bildenden mittleren und höheren Schulen begon-
nen und danach ununterbrochen fortgesetzt und
abgeschlossen haben.

Artikel VI

(1) Der Beamte des Dienststandes, der dem
Rechenzentrum angehört, kann durch schriftliche
Erklärung seine Überleitung in die Besoldungs-
gruppe der Beamten der Post- und Telegraphenver-
waltung bewirken.

(2) Die Überleitung wird mit 1. Juli 1988 wirk-
sam, wenn der Beamte die Erklärung nicht später
als zwölf Monate nach diesem Tag abgibt. Wird
diese Erklärung später abgegeben, so wird die
Überleitung mit dem auf die Abgabe der Erklärung
folgenden Monatsersten wirksam.

(3) Erfüllt der Beamte die Ernennungserforder-
nisse und — wenn sein Dienstverhältnis bereits

190
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definitiv geworden ist — die Definitivstellungser-
fordernisse erst nach dem 1. Juli 1988, so wird die
Überleitung abweichend vom Abs. 2 frühestens mit
dem auf die Erfüllung dieser Ernennungs- und
Definitivstellungserfordernisse folgenden Monats-
ersten wirksam.

(4) Der Beamte wird nach den Abs. 1 bis 3 auf
eine Planstelle jener Verwendungsgruppe der
Besoldungsgruppe der Beamten der Post- und
Telegraphenverwaltung übergeleitet, die seiner
Verwendung entspricht, mit der er am Tag der
Wirksamkeit der Überleitung dauernd betraut ist,
wenn er hiefür auch die sonstigen Ernennungs-
bzw. Definitivstellungserfordernisse erfüllt.

(5) Erfüllt er die sonstigen Ernennungs- bzw.
Definitivstellungserfordernisse nur für eine niedri-
gere Verwendungsgruppe der Besoldungsgruppe
der Beamten der Post- und Telegraphenverwal-
tung, so wird er nach den Abs. 1 bis 3 in diese Ver-
wendungsgruppe übergeleitet. Kommen hiefür
mehr als eine Verwendungsgruppe in Betracht, so
erfolgt die Überleitung in die höchste dieser Ver-
wendungsgruppen.

(6) Ist eine Verwendungszeit in einer bestimmten
Verwendungsgruppe Ernennungs- oder Definitiv-
stellungserfordernis oder Teil eines solchen Erfor-
dernisses, so ist § 184b BDG 1979 (ab 1. Oktober
1988: § 229 BDG 1979) anzuwenden.

(7) Ist der erfolgreiche Abschluß einer Grund-
ausbildung, der Abschluß einer bestimmten Schul-
ausbildung oder die Erlernung eines einschlägigen
Lehrberufes Ernennungs- oder Definitivstellungser-
fordernis oder Teil eines solchen Erfordernisses, so
gelten diese Erfordernisse oder ihre betreffenden
Teile nach den neuen Rechtsvorschriften für die
Verwendung, mit der der Beamte am Tag der
Überleitung dauernd betraut war, als erfüllt, wenn
der Beamte die Ernennungs- bzw. Definitivstel-
lungserfordernisse oder ihre betreffenden Teile
nach den vor dem 1. Juli 1988 geltenden Bestim-
mungen für die bisherige Verwendungsgruppe der
Beamten der Allgemeinen Verwaltung und in hand-
werklicher Verwendung erfüllt hat, die seiner Ver-
wendung, mit der er am Tag der Überleitung dau-
ernd betraut war, entsprochen haben.

Artikel VII

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. I Z 2, 3, 13 bis 15, 18, 21, 22 und 47 bis

55 und die Art. III, IV und VI mit 1. Juli
1988,

2. Art. I Z 5 bis 12 und 23 bis 46 und die Art. II
und V mit 1. September 1988,

3. Art. I Z 1, 4, 16, 17, 19 und 20 mit 1. Oktober
1988.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten
jedoch, die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Waldheim

Vranitzky

288. Bundesgesetz vom 26. Mai 1988, mit
dem das Gehaltsgesetz 1956 (47. Gehaltsge-
setz-Novelle), das Richterdienstgesetz, das
Pensionsgesetz 1965, das Nebengebührenzula-
gengesetz, das Bundestheaterpensionsgesetz,
das Bezügegesetz und die Reisegebührenvor-

schrift 1955 geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 230/
1988, wird wie folgt geändert:

1. Im § 4 Abs. 7 werden ersetzt:
a) der Ausdruck „26. Lebensjahr" durch den

Ausdruck „25. Lebensjahr",
b) die Zitierung „Zivildienstgesetz, BGBl.

Nr. 187/1974," durch die Zitierung „Zivil-
dienstgesetz 1986, BGBl. Nr. 679,".

2. § 4 Abs. 8 letzter Satz wird durch folgende
Bestimmungen ersetzt:
„Hat das Kind das 25., aber noch nicht das
27. Lebensjahr vollendet, so gebührt der Steige-
rungsbetrag, solange es ein ordentliches Studium
betreibt und eine Studiendauer im Sinne des § 2
Abs. 3 des Studienförderungsgesetzes 1983, BGBl.
Nr. 436, nicht überschreitet, wenn außerdem weder
das Kind noch sein Ehegatte über eigene Einkünfte
verfügt, die die Hälfte des Anfangsgehaltes der
Verwendungsgruppe C (zuzüglich allfälliger Teue-
rungszulagen) erreichen. Überschreitungen wegen
Erfüllung der Wehrpflicht, der Zivildienstpflicht
oder wegen sonstiger wichtiger Gründe gemäß § 2
Abs. 3 letzter Satz des Studienförderungsgesetzes
1983 sind hiebei außer Betracht zu lassen."

3. Im § 4 Abs. 9 wird der Ausdruck „26. Lebens-
jahr" durch den Ausdruck „25. Lebensjahr" ersetzt.

4. § 5 Abs. 2 lautet:

„(2) Einkünfte im Sinne dieses Bundesgesetzes
sind die im § 2 des Einkommensteuergesetzes 1972,
BGBl. Nr. 440, angeführten Einkünfte, soweit sie
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nicht steuerfrei sind. Als Einkünfte aus nichtselb-
ständiger Arbeit gelten auch

1. wiederkehrende Unterhaltsleistungen,
2. wiederkehrende Geldleistungen aus der

gesetzlichen Unfall- und Krankenversiche-
rung, nach dem Opferfürsorgegesetz, BGBl.
Nr. 183/1947, dem Kriegsopferversorgungs-
gesetz 1957, BGBl. Nr. 152, dem Heeresver-
sorgungsgesetz, BGBl. Nr. 27/1964, dem
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBl.
Nr. 609, dem Karenzurlaubsgeldgesetz,
BGBl. Nr. 395/1974, sowie nach dem Bun-
desgesetz über die Gewährung von Überbrük-
kungshilfen an ehemalige Bundesbedienstete,
BGBl. Nr. 174/1963, und gleichartigen lan-
desgesetzlichen Vorschriften, jedoch mit Aus-
nahme des Hilflosenzuschusses, der Pflegezu-
lage und der Blindenzulage,

3. die Barbezüge (abzüglich der Fahrtkostenver-
gütung), die Verpflegung, die Abfindung für
die Verpflegung, der Familienunterhalt, die
Wohnkostenbeihilfe und die Entschädigung
bei Übungen nach dem Heeresgebührenge-
setz 1985, BGBl. Nr. 87,

4. die Geldleistungen nach § 3 des Bundesgeset-
zes über die Entsendung von Angehörigen des
Bundesheeres zur Hilfeleistung in das Aus-
land, BGBl. Nr. 233/1965,

5. die Beihilfen nach dem Arbeitsmarktförde-
rungsgesetz, BGBl. Nr. 31/1969, und

6. die Barbezüge (abzüglich des Quartiergeldes,
des Kleidergeldes, des Ersatzes der Kosten für
Wasch- und Putzzeug sowie der Reisekosten-
Vergütung), die Verpflegung, der Familienun-
terhalt und die Wohnkostenbeihilfe nach dem
Zivildienstgesetz 1986.

Bei der Ermittlung der Einkünfte bleiben Bezüge
außer Betracht, die ein Kind, welches sich in Schul-
ausbildung befindet, auf Grund einer ausschließlich
während der Schul(Hochschul)ferien ausgeübten
Beschäftigung bezieht."

5. Im § 12 Abs. 2 Z 2 wird der Ausdruck „Zivil-
dienstgesetz" durch den Ausdruck „Zivildienstge-
setz 1986" ersetzt.

6. § 12 Abs. 2 Z 4 lit. a lautet:

,,a) des Unterrichtspraktikums im Sinne des
Unterrichtspraktikumsgesetzes, BGBl.
Nr. 145/1988, oder der Einführung in das
praktische Lehramt,"

7. Im § 20b Abs. 6 Z 1 wird die Zitierung „§§ 22
und 34 der Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl.
Nr. 133, in der Fassung der Verordnung der Bun-
desregierung vom 27. September 1955, BGBl.
Nr. 203, und der Bundesgesetze vom 21. April
1967, BGBl. Nr. 158, und vom 12. Mai 1971, BGBl.
Nr. 192," durch die Zitierung „§§22 und 34 der
Reisegebührenvorschrift 1955" ersetzt.

8. Im §22 Abs. 2 wird der Ausdruck „9 vH"
durch den Ausdruck „9,5 vH" ersetzt.

9. § 26 Abs. 3 lautet:

„(3) Eine Abfertigung gebührt außerdem
1. einem verheirateten Beamten, wenn er inner-

halb von zwei Jahren nach seiner Eheschlie-
ßung,

2. einem Beamten, wenn er innerhalb von sechs
Jahren nach der Geburt
a) eines eigenen Kindes,
b) eines von ihm allein oder gemeinsam mit

seinem Ehegatten an Kindes Statt ange-
nommenen Kindes oder

c) eines von ihm in unentgeltliche Pflege
übernommenen Kindes (§15 Abs. 5 Z 2
des Mutterschutzgesetzes 1979),

das im Zeitpunkt des Ausscheidens noch lebt,
freiwillig aus dem Dienstverhältnis austritt. Aus
dem Anlaß seiner Eheschließung kann nur einer
der beiden Ehegatten — und auch das nur einmal
— die Abfertigung in Anspruch nehmen. Die
Abfertigung nach der Z 2 kann für ein und dasselbe
Kind nur einmal in Anspruch genommen werden.
Stehen beide Ehepartner bzw. beide Elternteile
(Adoptivelternteile) in einem Dienstverhältnis zu
einer inländischen Gebietskörperschaft und hätten
beide Anspruch auf Abfertigung aus Anlaß dersel-
ben Eheschließung oder wegen desselben Kindes,
so geht der früher entstandene Anspruch dem spä-
ter entstandenen vor. Bei gleichzeitigem Entstehen
der Ansprüche geht im Falle der Z 1 der Anspruch
des älteren Beamten, in den Fällen der Z 2 der
Anspruch der Mutter (Adoptivmutter) vor."

10. §27 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Abfertigung beträgt in den Fällen des
§ 26 Abs. 3 nach einer Dauer der ruhegenußfähigen
Gesamtdienstzeit von

3 Jahren das Zweifache,
5 Jahren das Dreifache,
10 Jahren das Vierfache,
15 Jahren das Sechsfache,
20 Jahren das Neunfache,
25 Jahren das Zwölffache

des Monatsbezuges."

11. An die Stelle des § 27 Abs. 4 treten folgende
Bestimmungen:

„(4) Wird ein Beamter, der gemäß § 26 Abs. 3
aus dem Dienstverhältnis ausgetreten ist, innerhalb
von sechs Monaten nach Beendigung dieses Dienst-
verhältnisses in ein Dienstverhältnis zu einer inlän-
dischen Gebietskörperschaft aufgenommen, so hat
er dem Bund die anläßlich der Beendigung des bis-
herigen Dienstverhältnisses gemäß § 26 Abs. 3
erhaltene Abfertigung zurückzuerstatten.

(5) Die gemäß Abs. 4 zurückzuerstattende
Abfertigung ist von jener Dienstbehörde mit
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Bescheid festzustellen, die im Zeitpunkt des Aus-
scheidens des Beamten aus dem Dienstverhältnis
zuständig gewesen ist. Der Anspruch auf Rücker-
stattung der Abfertigung verjährt nach drei Jahren
ab der Aufnahme in ein Dienstverhältnis zu einer
inländischen Gebietskörperschaft. Die §§ 13a
Abs. 2 und 13b Abs. 4 sind sinngemäß anzuwen-
den."

12. Die Tabellen im § 28 Abs. 3 erhalten fol-
gende Fassung:

13. Im §30 Abs. 1 wird der Betrag „1 254 S"
durch den Betrag „1 269 S" und der Betrag
„1 593 S" durch den Betrag „1 612 S" ersetzt.

14. Im § 30b Abs. 2 werden ersetzt:
a) in Z 1 der Betrag „432 S" durch den Betrag

„437 S",
b) in Z2 und Z 3 lit. a der Betrag „1 134 S"

durch den Betrag „1 148 S",
c) in Z 3 lit. b der Betrag „1 363 S" durch den

Betrag,,1 379 S".

15. § 30c Abs. 2 lautet:
„(2) Die Pflegedienst-Chargenzulage beträgt

monatlich
1. für Stationspfleger und Stationsschwestern

1 712 S,
2. für Oberpfleger und Oberschwestern 2 203 S,
3. für Pflegevorsteher und Oberinnen 2 694 S."

16. Im § 38 Abs. 1 wird der Betrag „803 S" durch
den Betrag „813 S" ersetzt.

17. Im § 38a Abs. 1 wird der Betrag „599 S"
durch den Betrag „606 S" ersetzt.

18. Die Tabelle im § 39 Abs. 3 erhält folgende
Fassung:

19. Die Tabelle im § 42 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:
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20. Im § 42 Abs. 1 letzter Satz wird der Betrag
„63 090 S" durch den Betrag „63 420 S" ersetzt.

21. Im §43 Abs. 1 wird der Betrag „3 156 S"
durch den Betrag „3 194 S" ersetzt.

22. Die Tabelle im § 48 Abs. 3 erhält folgende
Fassung:

23. Im § 50 Abs. 3 wird der Betrag „5 736 S"
durch den Betrag „5 805 S" ersetzt.

24. Die Tabelle im § 55 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

25. Im § 56 Abs. 2 wird der Betrag „2 509 S"
durch den Betrag „2 539 S" ersetzt.

26. § 57 Abs. 2 lautet:
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27. Dem § 57 Abs. 6 wird angefügt:
„Bei Leitern von Anstalten mit mehr als 60 Klassen
erhöht sich die Dienstzulage außerdem um einen
Zuschlag, der sich daraus ergibt, daß an die Stelle
der Erhöhung um 15 vH eine solche um 20 vH
tritt. Dieser Zuschlag ist bei der Bemessung von
Dienstzulagenansprüchen für Inhaber der im § 58
Abs. 1 bis 3 (gegebenenfalls in Verbindung mit § 59
Abs. 1) und im § 59c angeführten Funktionen nicht
zu berücksichtigen."

28. Dem § 57 wird angefügt:

„(10) Die Dienstzulage des Leiters einer aufge-
lassenen Unterrichtsanstalt gebührt im Ausmaß von
50 vH des niedrigsten für die jeweilige Verwen-
dungsgruppe und Gehaltsstufe im Abs. 2 in Verbin-
dung mit Abs. 3 oder 4 vorgesehenen Betrages.
Eine weitere Erhöhung gemäß Abs. 3 oder 4 findet
nicht statt. Der Anspruch auf Dienstzulage erlischt

1. mit Ablauf des zwölften auf die Auflassung
der Unterrichtsanstalt folgenden Kalender-
monates, wenn sich der Leiter während dieser
zwölf Monate nicht um eine Leiter- oder Leh-
rerplanstelle beworben hat,

2. ansonsten mit Ablauf des zwölften auf die
letzte Bewerbung des Leiters um eine Leiter-
öder Lehrerplanstelle folgenden Kalendermo-
nates.

(11) Verringert sich die Dienstzulage nach
Abs. 10, ohne daß bis zur Versetzung oder den
Übertritt in den Ruhestand neuerlich ein Anspruch
auf eine solche Dienstzulage entsteht, ist bei der
Ermittlung des ruhegenußfähigen Monatsbezuges
die Dienstzulage in jenem Ausmaß zu berücksichti-
gen, in dem sie unmittelbar vor der Anwendung des
Abs. 10 gebührt hat."

29. § 58 Abs. 1 Z 5 lautet:
„5. dem Erziehungsleiter am Schülerheim der
Höheren technischen Bundeslehranstalt, Bundes-
Handelsakademie und Bundes-Handelsschule
Wien III für Körperbehinderte (Sonderlehran-
stalt),"

30. Im § 58 Abs. 4 wird der Betrag „611 S" durch
den Betrag „618 S" und der Betrag „1 120 S"
durch den Betrag „1 133 S" ersetzt.

31. §58 Abs. 6 lautet:

In der Verwendungsgruppe L 3 erhöht sich diese
Dienstzulage bei den im Abs. 5 Z 1 genannten
Fremdsprachlehrern an Polytechnischen Lehrgän-
gen und bei den im Abs. 5 Z 3 genannten Lehrern
für Werkerziehung an Polytechnischen Lehrgän-
gen und an hauswirtschaftlichen Berufsschulen um
338 S. In der Verwendungsgruppe L 2b 1 erhöht
sich die im ersten Satz angeführte Dienstzulage bei
den im Abs. 5 Z 3 genannten Lehrern für Werker-
ziehung an Polytechnischen Lehrgängen und an
hauswirtschaftlichen Berufsschulen um 101 S."

32. Im § 59 Abs. 2 wird der Betrag „2 021 S"
durch den Betrag „2 045 S" ersetzt.

33. Im § 59a Abs. 1 wird in Z 1 der Betrag
„679 S" durch den Betrag „687 S", in Z 2 der
Betrag „1 031 S" durch den Betrag „1 043 S" und
in Z 3 der Betrag „1 414 S" durch den Betrag
„1 431 S" ersetzt.

34. Im § 59a Abs. 2 wird der Betrag „679 S"
durch den Betrag „687 S" ersetzt.

35. § 59a Abs. 3 lautet:

„(3) Lehrern an der Höheren technischen Bun-
deslehranstalt, Bundes-Handelsakademie und Bun-
des-Handelsschule Wien III, an Blindeninstituten
und an Instituten für Gehörlosenbildung, die in
Klassen zu unterrichten haben oder als Erzieher
oder Sonderkindergärtnerinnen Gruppen zu
betreuen haben, in denen sich Schüler mit verschie-
denen Arten von Behinderungen befinden, gebührt
für die Dauer einer solchen Verwendung eine
Dienstzulage von 1 043 S; § 58 Abs. 7 gilt sinnge-
mäß."

36. An die Stelle des § 59a Abs. 4 Z 4 und 5 tre-
ten folgende Bestimmungen:
„4. Lehrern der Verwendungsgruppe L 2b 1, die an
Hauptschulen oder Polytechnischen Lehrgängen
ganzjährig mit der Erteilung übungsschulmäßigen
Unterrichts in den im Rahmen der Hauptschulleh-
rer-Ausbildung vorgesehenenen Gegenständen
'Werkerziehung/Textiler Bereich' und 'Hauswirt-
schaft' im Umfang des Unterrichts an Übungsschu-
len betraut sind,

5. Lehrern der Verwendungsgruppen
a) L 3,
b) L 2b 1 und
c) L 2a l,
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die an Volks- oder Hauptschulen ganzjährig
mit der Erteilung übungsschulmäßigen Unter-
richts in einer Fremdsprache im Umfang des
Unterrichts an Übungsschulen betraut sind
oder

6. Lehrern der Verwendungsgruppen
a) L 3 und
b) L 2b 1,
die an allgemeinbildenden Pflichtschulen
ganzjährig mit der Erteilung übungsschulmä-
ßigen Unterrichts als Religionslehrer (für Stu-
dierende der Religionspädagogischen Akade-
mien) betraut sind."

37. Im § 59a Abs. 5 Z 1 lit. c wird der Betrag
„815 S" durch den Betrag „825 S" ersetzt.

38. § 59a Abs. 5 2 1 lit. d lautet:

„d) in den Fällen des Abs. 4 2 4 bis 6 den Unter-
schiedsbetrag zwischen dem Gehalt (ein-
schließlich einer allfälligen Dienstalterszu-
lage) des Lehrers und dem Gehalt (ein-
schließlich einer allfälligen Dienstalterszu-
lage), das dem Lehrer gebühren würde, wenn
er
aa) im Falle des Abs. 4 2 5 lit. a und des

Abs. 4 2 6 lit. a zum Lehrer der Verwen-
dungsgruppe L 2b 1 ernannt worden
wäre,

bb) im Falle des Abs. 4 2 4, des Abs. 4 Z 5
lit. b und des Abs. 4 2 6 lit. b zum Leh-
rer der Verwendungsgruppe L 2a 1
ernannt worden wäre,

cc) im Falle des Abs. 4 Z 5 lit. c zum Lehrer
der Verwendungsgruppe L 2a 2 ernannt
worden wäre,"

39. Im § 59b Abs. 1 werden ersetzt:
a) in 2 1 lit. a, Z 2 lit. a und Z 3 lit. a der Betrag

„482 S" durch den Betrag „488 S",
b) in Z 1 lit. b, 2 2 lit. b, 2 2 lit. c und 2 3 lit. b

der Betrag „602 S" durch den Betrag
„609 S",

c) in 2 1 lit. c und 2 2 lit. d der Betrag „723 S"
durch den Betrag „732 S" und

d) in 2 4 der Betrag „242 S" durch den Betrag
„245 S".

40. Im § 59b Abs. 2 werden ersetzt:
a) in 2 1 lit. a, 2 2 lit. a und 2 3 lit. a der Betrag

„482 S" durch den Betrag „488 S",
b) in Z 1 lit. b, Z 2 lit. b und 2 3 lit. b der Betrag

„602 S" durch den Betrag „609 S",
c) in 2 1 lit. c und 2 3 lit. c der Betrag „665 S"

durch den Betrag „673 S",
d) in 2 4 der Betrag „475 S" durch den Betrag

„481 S" und
e) in 2 5 der Betrag „238 S" durch den Betrag

„241 S".

41. Im § 59b Abs. 3 wird in Z 1 der Betrag
„723 S" durch den Betrag „732 S" und in 2 2 der
Betrag „848 S" durch den Betrag „858 S" ersetzt.

42. Die Tabelle im § 60 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

43. Im § 60 Abs. 3 wird der Betrag „400 S" durch
den Betrag „405 S" und der Betrag „334 S" durch
den Betrag „338 S" ersetzt.

44. Im § 60 Abs. 4 wird der Betrag „120 S" durch
den Betrag „121 S" und der Betrag „100 S" durch
den Betrag „101 S" ersetzt.

45. Die Tabelle im § 60a Abs. 2 erhält folgende
Fassung:

46. Im § 60a Abs. 4 und 7 wird jeweils der Aus-
druck „Höheren Technischen Bundeslehranstalt
und Bundes-Handelsschule Wien V" durch den
Ausdruck „Höheren technischen Bundeslehran-
stalt, Bundes-Handelsakademie und Bundes-Han-
delsschule Wien III" ersetzt.

47. Im § 62a Abs. 2 wird der Betrag „3 910 S"
durch den Betrag „3 957 S" ersetzt.

48. Im § 62a Abs. 3 wird der Betrag „576 S"
durch den Betrag „583 S" ersetzt.

49. Im § 62a Abs. 5 wird der Betrag „5 762 S"
durch den Betrag „5 831 S" ersetzt.

50. Nach § 62a wird eingefügt:

„Vergütung für Unterrichtspraktika

§ 63. (1) Dem Lehrer der Verwendungs-
gruppe L 1, der mit der Betreuung eines Unter-
richtspraktikanten betraut ist, gebührt für diese
Tätigkeit eine Vergütung im Ausmaß von 15 vH
des Unterschiedsbetrages zwischen dem Gehalt der
Gehaltsstufe 12 der Verwendungsgruppe L 1 und
dem Gehalt der Gehaltsstufe 11 der Verwendungs-
gruppe L PA.

(2) Die Vergütung nach Abs. 1 gebührt für die
Betreuung eines Unterrichtsgegenstandes, in dem
bis zu drei Wochenstunden zu unterrichten sind.
Für die Betreuung eines Unterrichtsgegenstandes,
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in dem vier Wochenstunden zu unterrichten sind,
erhöht sich der Vergütungsbetrag auf 20 vH, für
die Betreuung eines Unterrichtsgegenstandes, in
dem fünf Wochenstunden zu unterrichten sind, auf
25 vH des im Abs. 1 genannten Unterschiedsbetra-
ges.

(3) Die Vergütung gebührt von dem Monat an,
in dem der Unterrichtspraktikant seine Tätigkeit an
der Schule antritt, bis zu dem Monat, in dem das
Unterrichtspraktikum endet oder vorzeitig beendet
wird oder der Unterrichtspraktikant einem anderen
Betreuungslehrer zugewiesen wird. Für Monate
während des Unterrichtsjahres, in denen dem
Unterrichtspraktikanten wegen Verhinderung oder
vorzeitiger Beendigung des Unterrichtspraktikums
kein bzw. nur ein gekürzter Ausbildungsbeitrag
zusteht, gebührt keine bzw. nur eine entsprechend
gekürzte Vergütung. Wird während eines Monates
ein anderer Lehrer mit der Betreuung des Unter-
richtspraktikanten im betreffenden Unterrichtsge-
genstand betraut, ist die Vergütung für diesen
Monat unter den Lehrern entsprechend der Dauer
der Betrauung aufzuteilen.

(4) Die Vergütungen für Unterrichtspraktika
sind semesterweise im nachhinein abzurechnen."

51. Der bisherige §63 erhält die Bezeichnung
„§64".

52. § 65 Abs. 1 lautet:

„(1) Das Gehalt des Beamten des Schulaufsichts-
dienstes wird durch die Verwendungsgruppe und
durch die Gehaltsstufe bestimmt und beträgt:

53. § 65 Abs. 3 lautet:

„(3) Beamten der Verwendungsgruppe S 1, die
durch sechs Jahre dieser Verwendungsgruppe ange-
hören, gebührt eine ruhegenußfähige Dienstzulage
in der Höhe von 1 171 S. Diese Zulage erhöht sich
auf 2 342 S, wenn diese Beamten der Verwen-
dungsgruppe S 1 durch zwölf Jahre angehören und
zwei Jahre in der höchsten Gehaltsstufe verbracht
haben. In die Zeiträume von sechs und zwölf Jah-
ren sind einzurechnen:

1. Zeiten, in denen der Beamte mit der Funktion
eines Landesschulinspektors betraut war
(§71),

2. Zeiten als Direktor in der Dienstzulagen-
gruppe I der Verwendungsgruppe L 1 mit
einer Erhöhung von 15 vH (§57 Abs. 6) in
dem zwei Jahre übersteigenden Ausmaß,

3. Zeiten als Direktor in der Dienstzulagen-
gruppe I der Verwendungsgruppe L 1 mit
einer Erhöhung von 7,5 vH (§ 57 Abs. 6) in
dem vier Jahre übersteigenden Ausmaß,

4. Zeiten als Direktor in der Dienstzulagen-
gruppe I der Verwendungsgruppe L 1 ohne
Erhöhung gemäß § 57 Abs. 6 in dem
sechs Jahre übersteigenden Ausmaß,

5. Zeiten als Beamter der Verwendungsgruppe
S 2 in dem acht Jahre übersteigenden Aus-
maß.

Werden unterschiedliche Zeiten zusammengezählt,
sind zunächst die Zeiten mit den geringsten Abzü-
gen und dann, aufsteigend nach dem Ausmaß der
vorgesehenen Abzüge, die Zeiten mit höheren
Abzügen zu berücksichtigen. Höhere Abzüge sind
dabei um bereits abgerechnete niedrigere Abzüge
zu vermindern."

54. Im § 65 Abs. 4 wird der Betrag „1 358 S"
durch den Betrag „1 374 S" ersetzt.

55. Die Tabelle im § 72 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

56. § 73 Abs. 1 lautet:

„(1) Dem Wachebeamten gebührt eine ruhege-
nußfähige Dienstzulage. Sie beträgt während der
Dauer des provisorischen Dienstverhältnisses 247 S
und nach der Definitivstellung
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57. Im § 73 Abs. 2 wird die Zitierung „§ 11 des
Wehrgesetzes" durch die Zitierung „§ 11 des
Wehrgesetzes 1978" ersetzt.

58. Dem § 73 wird angefügt:

„(8) Wird ein Beamter der Verwendungs-
gruppe W 1 in die Dienstklasse V ernannt und ist
sein Gehalt (einschließlich einer allfälligen Dienst-
zulage nach Abs. 1) niedriger als das Gehalt (ein-
schließlich einer allfälligen Dienstzulage nach
Abs. 7), auf das er Anspruch hätte, wenn er in der
Dienstklasse IV geblieben wäre, so gebührt ihm
eine nach Maßgabe des Erreichens eines höheren
Gehaltes einzuziehende, für die Bemessung des
Ruhegenusses anrechenbare Ergänzungszulage auf
das bisherige Gehalt (einschließlich einer allfälligen
Dienstzulage nach Abs. 7)."

59. Im § 73a werden ersetzt:
a) der Betrag „815 S" durch den Betrag

„825 S",
b) der Betrag „862 S" durch den Betrag „872 S"

und
c) der Betrag „1 021 S" durch den Betrag

„1 033 S".

60. Im § 73b Abs. 1 wird der Betrag „482 S"
durch den Betrag „488 S" ersetzt.

61. Die Tabelle im §74 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

62. Die Tabelle im § 76 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

63. Im § 76a Abs. 1 werden ersetzt:
a) der Betrag „969 S" durch den Betrag

„981 S",
b) der Betrag „728 S" durch den Betrag „737 S"

und
c) der Betrag „483 S" durch den Betrag

„489 S".

64. Die Tabelle im § 78 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

65. Im § 79a wird der Betrag „2 059 S" durch
den Betrag „2 084 S" ersetzt.

66. Im § 79b Z 3 wird der Betrag „394 S" durch
den Betrag „399 S" und der Betrag „474 S" durch
den Betrag „480 S" ersetzt.
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67. Die Tabelle im § 82a Abs. 2 erhält folgende Fassung:

68. Im § 82a Abs. 3 wird der Betrag „2 240 S" 69. Die Tabelle im § 82c Abs. 1 erhält folgende
durch, den Betrag „2 267 S" und der Betrag Fassung:
„2 443 S" durch den Betrag „2 472 S" ersetzt.

70. § 82c Abs. 2 lautet:

„(2) Den Dienstzulagengruppen werden folgende Richtfunktionen zugewiesen:
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71. Die Tabelle im § 82c Abs. 5 erhält folgende Fassung:
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72. Im § 85b Abs. 1 wird der Betrag „379 S"
durch den Betrag „384 S" ersetzt.

73. § 86 Abs. 2 Z 1 bis 6 lautet:

74. Im § 86 Abs. 3 wird der Betrag „2 870 S"
durch den Betrag „2 904 S" ersetzt.

75. §91 lautet:

„§91. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf
andere Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in
der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

(2) Abs. 1 gilt nicht für die im Abschnitt X ent-
haltenen Zitierungen, soweit sie nicht im § 85d ent-
halten sind."

Artikel II

Das Richterdienstgesetz, BGBl. Nr. 305/1961,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 230/1988, wird wie folgt geändert:

1. Im §65a wird der Betrag „15 850 S" durch
den Betrag „16 180 S" ersetzt.
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2. Die Tabelle im § 66 Abs. 2 erhält folgende Fas-
sung:

3. Im § 66 Abs. 2 letzter Satz wird in den Z 1 und
2 der Betrag „63 090 S" jeweils durch den Betrag
„63 420 S" und in Z 3 der Betrag „70 212 S" durch
den Betrag „70 542 S" ersetzt.

4. Im §67 Abs. 1 wird der Betrag „3 156 S"
durch den Betrag „3 194 S" ersetzt.

5. Im § 68d Abs. 2 wird der Betrag „2 870 S"
durch den Betrag „2 904 S" ersetzt.

Artikel III

Das Pensionsgesetz 1965, BGBl. Nr. 340, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 426/
1985 und die Kundmachung BGBl. Nr. 194/1988,
wird wie folgt geändert:

1. § 17 Abs. 2 lautet:

„(2) Dem Kind eines verstorbenen Beamten, das
das 18., aber noch nicht das 25. Lebensjahr vollen-
det hat, gebührt auf Antrag ein monatlicher Wai-
senversorgungsgenuß, solange es sich in einer
Schul- oder Berufsausbildung befindet, die seine
Arbeitskraft überwiegend beansprucht. Zur Schul-
oder Berufsausbildung zählt auch ein angemesse-
ner Zeitraum für die Vorbereitung auf die Able-
gung der entsprechenden Abschlußprüfungen und
auf die Erwerbung eines akademischen Grades.
Hat das Kind das 25., aber noch nicht das
27. Lebensjahr vollendet, so gebührt der Waisen-
versorgungsgenuß, solange es ein ordentliches Stu-
dium betreibt und eine Studiendauer im Sinne des
§ 2 Abs. 3 des Studienförderungsgesetzes 1983,
BGBl. Nr. 436, nicht überschreitet. Überschreitun-
gen wegen Erfüllung der Wehrpflicht, der Zivil-
dienstpflicht oder wegen sonstiger wichtiger
Gründe gemäß § 2 Abs. 3 letzter Satz des Studien-
förderungsgesetzes 1983 sind hiebei außer Betracht
zu lassen."

2. § 17 Abs. 5 lautet:

„(5) Einkünfte im Sinn dieses Bundesgesetzes
sind die im § 2 des Einkommensteuergesetzes 1972,
BGBl. Nr. 440, angeführten Einkünfte, soweit sie
nicht steuerfrei sind. Als Einkünfte aus nichtselb-
ständiger Arbeit gelten jedoch auch

1. wiederkehrende Unterhaltsleistungen,
2. wiederkehrende Geldleistungen aus der

gesetzlichen Unfall- und Krankenversiche-
rung, nach dem Opferfürsorgegesetz, BGBl.
Nr. 183/1947, dem Kriegsopferversorgungs-
gesetz 1957, BGBl. Nr. 152, dem Heeresver-
sorgungsgesetz, BGBl. Nr. 27/1964, dem
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBl.
Nr. 609, dem Karenzurlaubsgeldgesetz,
BGBl. Nr. 395/1974, dem Bundesgesetz über
die Gewährung von Überbrückungshilfen an
ehemalige Bundesbedienstete, BGBl. Nr. 174/
1963, und gleichartigen landesgesetzlichen
Vorschriften,

3. die Barbezüge (abzüglich der Fahrtkostenver-
gütung), die Verpflegung, die Abfindung für
die Verpflegung, der Familienunterhalt, die
Wohnkostenbeihilfe und die Entschädigung
bei Übungen nach dem Heeresgebührenge-
setz 1985, BGBl. Nr. 87,

4. die Geldleistungen nach § 3 des Bundesgeset-
zes über die Entsendung von Angehörigen des
Bundesheeres zur Hilfeleistung in das Aus-
land, BGBl. Nr. 233/1965,

5. die Beihilfen nach dem Arbeitsmarktförde-
rungsgesetz, BGBl. Nr. 31/1969, und

6. die Barbezüge (abzüglich des Quartiergeldes,
des Kleidergeldes, des Ersatzes der Kosten für
Wasch- und Putzzeug sowie der Reisekosten-
vergütung), die Verpflegung, der Familienun-
terhalt und die Wohnkostenbeihilfe nach dem
Zivildienstgesetz 1986, BGBl. Nr. 679.

Bei der Ermittlung der Einkünfte bleiben Bezüge
außer Betracht, die ein Kind, das sich in Schulaus-
bildung befindet, auf Grund einer ausschließlich
während der Schul(Hochschul)ferien ausgeübten
Beschäftigung bezieht."

3. § 54 Abs. 3 lautet:

„(3) Der Beamte kann die Anrechnung von
Ruhegenußvordienstzeiten in jenen Fällen, in
denen er einen besonderen Pensionsbeitrag zu ent-
richten hätte, durch schriftliche Erklärung ganz
oder teilweise ausschließen. Dasselbe können seine
Hinterbliebenen, wenn er vor der Anrechnung der
Ruhegenußvordienstzeiten gestorben ist."

4. Im § 56 Abs. 2 lit. a wird die Zitierung „§ 53
Abs. 2 lit. g bis i" durch die Zitierung „§ 53 Abs. 2
lit. g" ersetzt.

5. Im § 56 Abs. 3 werden ersetzt:
a) der Ausdruck „9 vH" durch den Ausdruck

„9,5 vH",
b) der Ausdruck „4,5 vH" durch den Ausdruck

„4,75 vH".
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6. § 64 lautet:

„Verweisungen auf andere Bundesgesetze

§ 64. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf
andere Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in
der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

(2) Abs. 1 gilt nicht für die im Abschnitt IX ent-
haltenen Zitierungen."

Artikel IV

Das Nebengebührenzulagengesetz, BGBl.
Nr. 485/1971, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 230/1988, wird wie folgt geän-
dert:

§ 3 Abs. 1 lautet:

„(1) Von den anspruchsbegründenden Nebenge-
bühren hat der Beamte des Dienststandes einen
Pensionsbeitrag zu entrichten. Der Pensionsbeitrag
beträgt 9,5 vH."

Artikel V

Das Bundestheaterpensionsgesetz, BGBl.
Nr. 159/1958, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 237/1987, wird wie folgt geän-
dert:

1. Im § 1 Abs. 1 lit. a entfällt der Ausdruck „in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 108/
1958".

2. Im § 1 Abs. 3 lit. o wird der Ausdruck „nach
dem Bundesgesetz über den Mutterschutz, BGBl.
Nr. 76/1957, in der jeweils geltenden Fassung oder
auf Grund des Wehrgesetzes, BGBl. Nr. 188/1955,
in der jeweils geltenden Fassung oder des Zivil-
dienstgesetzes, BGBl. Nr. 187/1974," durch den
Ausdruck „nach dem Mutterschutzgesetz 1979,
BGBl. Nr. 221, oder auf Grund des Wehrgesetzes
1978, BGBl. Nr. 150, oder des Zivildienstgesetzes
1986, BGBl. Nr. 679," ersetzt.

3. Im § 5 Abs. 2 entfällt der Ausdruck ", in der
Fassung der 24. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 214/1972,".

4. Im § 10 Abs. 2 und 3 werden die Hundertsätze
des Pensionsbeitrages wie folgt festgesetzt:

In Abs. 2 lit. a mit 11,9 vH,
in Abs. 2 lit. b mit 9,5 vH,
in Abs. 3 lit. a mit 2,7 vH,
in Abs. 3 lit. b mit 2,1 vH.

5. § 18 lautet:

„§ 18. Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere
Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in der
jeweils geltenden Fassung anzuwenden."

Artikel VI
Das Bezügegesetz, BGBl. Nr. 273/1972, zuletzt

geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 262/
1988, wird wie folgt geändert:

(1) Die Bezüge, die den im § 1 Abs. 1 des Bezü-
gegesetzes genannten obersten Organen gebühren,
sind für die Zeit vom 1. Juli 1988 bis zum
31. Dezember 1988 auf der Bemessungsgrundlage
des Gehaltes eines Bundesbeamten des Dienststan-
des der Allgemeinen Verwaltung, Dienstklasse IX,
im Jahre 1987 zu ermitteln.

(2) Abs. 1 ist bei der Ermittlung der Ruhe- und
Versorgungsbezüge, die gemäß Abschnitt II und III
des Bezügegesetzes gebühren, sinngemäß anzu-
wenden.

Artikel VII

Die Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl.
Nr. 133, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 230/1988, wird wie folgt geändert:
1. § 7 lautet:

„§ 7. (1) Die Reisekostenvergütung hat für Strek-
ken, die mit der Eisenbahn zurückgelegt werden,
sofern in den folgenden Absätzen nicht anderes
bestimmt ist, für

1. Beamte, die in die Gebührenstufen 3 bis 5 ein-
gereiht sind, nach der ersten Klasse,

2. Beamte, die in die Gebührenstufe 1 oder 2
eingereiht sind, nach der zweiten Klasse

zu erfolgen.

(2) Die Reisekostenvergütung für Wachebeamte
der Verwendungsgruppe W 1 und für Berufsoffi-
ziere der Verwendungsgruppe H 2 hat nach der
ersten Klasse zu erfolgen, wenn sie aus dienstlichen
Gründen in Uniform reisen.

(3) Führen Beamte, deren Reisekostenvergütung
nach der ersten Klasse zu erfolgen hat, und
Beamte, deren Reisekostenvergütung nach der
zweiten Klasse zu erfolgen hat, gemeinsam eine
Dienstreise durch und bestätigt der Leiter der die
Dienstreise anordnenden Dienststelle, daß ihr
Zusammenreisen in einer Wagenklasse aus zwin-
genden dienstlichen Gründen erforderlich ist, so
gebührt allen Beamten der Ersatz des Fahrpreises
der ersten Klasse.

(4) Wird im benützten Zug nur eine Klasse
geführt, so gebührt die Reisekostenvergütung nach
dieser Klasse.

(5) Dem Beamten ist für Dienstreisen gemäß den
Abs. 1 bis 4 die entsprechende Bahn-Kontokarte
zur Verfügung zu stellen oder, wenn es der Beamte
wünscht, der Gegenwert der Bahn-Kontokarte aus-
zuzahlen. Hiemit sind die Fahrtauslagen für die
Benützung der Eisenbahn abgegolten. Allfällige
Ansprüche auf Ersatz von Nebenkosten, wie Liege-
oder Schlafwagengebühr oder Beförderungskosten
für Reise- und Dienstgepäck, werden hiedurch
nicht berührt.

(6) Ausnahmen von den Abs. 1 bis 3 sind nur
insoweit zulässig, als es der Zweck der Dienstreise
unbedingt erfordert. In diesem Fall sind die Fahrt-
auslagen nachzuweisen."
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2. § 10 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Beamte erhält für die Benützung eines
eigenen Kraftfahrzeuges eine besondere Entschädi-
gung an Stelle der sonst in Betracht kommenden
Reisekostenvergütung nur dann, wenn die vorge-
setzte Dienststelle bestätigt, daß die Benützung des
eigenen Kraftfahrzeuges im Dienstesinteresse liegt.
Sind die Voraussetzungen des ersten Satzes nicht
gegeben, so steht dem Beamten der Reisekostener-
satz in der aus § 7 sich ergebenden Höhe oder der
Ersatz des Fahrpreises eines sonstigen Massenbe-
förderungsmittels zu."

3. § 24 lautet:

„§ 24. Sind Beamte, die den Grundbetrag der
Haushaltszulage beziehen, länger als drei Monate
dienstzugeteilt, so steht ihnen nach je 90 Tagen der
Dienstzuteilung eine Reisebeihilfe zu. Diese besteht
aus der Reisekostenvergütung für die Strecke zwi-
schen dem Wohnort und dem Zuteilungsort für
den Beamten oder ein Familienmitglied. Auf das
Familienmitglied sind die §§ 7 und 8 mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß dem Familienmitglied die-
selbe Wagen- oder Schiffsklasse gebührt wie dem
Beamten."

4. Im § 25a Abs. 2 wird die Zitierung „§ 29
Abs. 1 lit. b" durch die Zitierung „§ 29 Abs. 1 Z 2"
ersetzt.

5. § 25b Abs. 1 lautet:

„(1) Wenn die Besonderheit des Dienstauftrages
oder die Verhältnisse des Landes, in das die Dienst-
reise führt oder das bei der Dienstreise durchfahren
wird, es erfordern, hat der zuständige Bundesmini-
ster Beamten, deren Reisekostenvergütung nach
der zweiten Klasse der Eisenbahn oder der niedri-
geren Schiffsklasse zu erfolgen hat, den Ersatz des
Fahrpreises der ersten Klasse der Eisenbahn oder
der höheren Schiffsklasse zuzuerkennen. Die
Benützung der höheren Wagen- oder Schiffsklasse
hat der Beamte nachzuweisen."

6. § 29 Abs. 1 lautet:

„(1) Als Reisekostenersatz gebührt dem Beamten
1. für seine Person die Reisekostenvergütung

gemäß den §§ 7 und 8 und die Reisezulage für
die Reise vom bisherigen Dienstort in den
neuen Dienstort,

2. für den Ehegatten und die Kinder, für die
dem Beamten gemäß § 4 des Gehaltsgesetzes
1956 Steigerungsbeträge gebühren, die Reise-
kostenvergütung für die Strecke vom bisheri-
gen Wohnort in den neuen Wohnort; die §§ 7
und 8 sind mit der Maßgabe anzuwenden,
daß dem Familienmitglied dieselbe Wagen-
oder Schiffsklasse gebührt wie dem Beam-

ten."

7. Im § 35b Abs. 1, im § 35c Abs. 1 und 2 und im
§ 35h Abs. 2 wird die Zitierung „§ 29 Abs. 1 lit. b"

jeweils durch die Zitierung „§ 29 Abs. 1 Z 2"
ersetzt.

8. § 39 lautet:

„Gendarmeriedienst
§ 39. (1) Für den normalen Sicherheits- und

Patrouillendienst, den Funkpatrouillendienst und
den motorisierten Verkehrsdienst sowie andere
regelmäßig zu leistende und in der Natur des Dien-
stes gelegene Dienstverrichtungen außerhalb des
Dienstortes im Überwachungsrayon der Bezirks-
gendarmeriekommanden, Gendarmerieposten,
Außenstellen der Gendarmerieposten, Verkehrspo-
sten, Motorbootstationen und Außenstellen der
Verkehrsabteilungen gebührt anstelle der Tagesge-
bühren nach dem I. Hauptstück eine monatliche
Pauschalvergütung. Für jede in Anspruch genom-
mene Nachtunterkunft gebührt eine Nächtigungs-
gebühr.

(2) Die Pauschalvergütung nach Abs. 1 beträgt:
1. Für die Bezirksgendarmeriekomman-

danten, deren Stellvertreter und die
Beamten der Außenstellen der Ver-
kehrsabteilungen 910 S,

2. Für die übrigen Beamten 455 S.

(3) Als Überwachungsrayon im Sinne des Abs. 1
gilt:

1. für die Beamten der Bezirksgendarmeriekom-
manden, Gendarmerieposten, deren Außen-
stellen und der Verkehrsposten der Bereich
der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde,

2. für die Beamten der Stromgendarmeriepo-
sten, Motorbootstationen und Außenstellen
der Verkehrsabteilungen der dauernd zuge-
wiesene Überwachungsbereich.

(4) Die Pauschalvergütung nach Abs. 1 entfällt
für Zeiten, für die ein Gendarmeriebeamter Gebüh-
ren nach den §§ 22 und 34 erhält. Werden die
Gebühren nach den §§ 22 und 34 nur für einen Teil
des Monats bezogen, gebührt für den restlichen
Teil des Monats je Tag ein Dreißigstel der Pau-
schalvergütung. Ist der sich bei dieser Teilung erge-
bende Betrag nicht durch 0,10 S teilbar, so ist er auf
den nächsthöheren durch 0,10 S teilbaren Betrag
aufzurunden. Im übrigen ist auf den Anspruch und
das Ruhen dieser Pauschalvergütung § 15 Abs. 5
des Gehaltsgesetzes 1956 sinngemäß anzuwenden.

(5) Werden diese Gendarmeriebeamten zu einem
Einsatz herangezogen, der nicht zum normalen
Sicherheits- und Patrouillendienst gehört, so ist das
I. Hauptstück anzuwenden. Als solche Einsätze
gelten Dienstleistungen bei alpinen Rettungs- und
Bergungsaktionen, Elementarereignissen, Groß-
bränden, Unfällen im Eisenbahn-, Schiffs- und
Flugverkehr und besondere Wachdienste sowie
Dienstleistungen (Kommandierungen) aus beson-
deren Anlässen zur Verstärkung oder Unterstüt-
zung anderer Gendarmeriedienststellen, sofern
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diese außerhalb des eigenen Dienstortes liegen und
nicht § 22 anzuwenden ist."

9. § 41 lautet:

„§41. Gendarmeriebeamte, die bei einer Einlie-
ferung oder Vorführung die Eisenbahn oder ein
Schiff zu benützen haben, haben dies in der nied-
rigsten Wagen- oder Schiffsklasse zu tun. Die Rei-
sekostenvergütung für die Rückreise nach der Ein-
lieferung oder Vorführung hat entsprechend der
Einreihung in die Gebührenstufen zu erfolgen. In
allen Fällen ist auf die §§ 7 und 8 Bedacht zu neh-
men."

10. §47 Abs. 3 lautet:

„(3) Wenn ausnahmsweise die Benützung eines
Massenbeförderungsmittels bewilligt und dieses
auch tatsächlich benützt wird, so hat die Reiseko-
stenvergütung nach der niedrigsten Klasse des
Massenbeförderungsmittels zu erfolgen, wobei auf
die §§ 7 und 8 Bedacht zu nehmen ist."

11. §48 lautet:

„§ 48. Strafvollzugsbedienstete an Justizanstal-
ten, die bei einer Eskorte die Eisenbahn oder ein
Schiff zu benützen haben, haben dies in der nied-
rigsten Wagen- oder Schiffsklasse zu tun. Die Rei-
sekostenvergütung für die Rückreise nach Durch-
führung der Eskorte hat entsprechend der Einrei-
hung in die Gebührenstufen zu erfolgen. In allen
Fällen ist auf die §§ 7 und 8 Bedacht zu nehmen."

12. § 76 lautet:

„§ 76. Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere
Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in der
jeweils geltenden Fassung anzuwenden."

Artikel VIII

(1) Die Tabelle im Art. IV Abs. 3 der
31. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 662/1977,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 237/1987, erhält folgende Fassung:

(2) Art. XII Abs. 1 zweiter Satz der 41. Gehalts-
gesetz-Novelle, BGBl. Nr. 656/1983, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 237/1987,
lautet:

„Diese Dienstzulage beträgt, wenn er in diesem
Gegenstand dauernd unterrichtet, 846 S je Monats-
wochenstunde."

(3) Für die Zeit vom 1. Jänner 1987 bis zum
30. Juni 1988 wird im § 78 Abs. 1 des Gehaltsgeset-
zes 1956 der für die Gehaltsstufe 2 der Dienst-
stufe 5 der Verwendungsgruppe H 3 vorgesehene
Betrag „9 038 S" durch den Betrag „9 083 S"
ersetzt.

Artikel IX

Hat ein Beamter eine Abfertigung gemäß § 26
Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956 in der vor dem
1. Juni 1988 geltenden Fassung in Anspruch
genommen, so ist § 27 Abs. 4 des Gehaltsgesetzes
1956 mit der Maßgabe anzuwenden, daß der
Beamte die Abfertigung insoweit zurückzuerstatten
hat, als diese den Überweisungsbetrag übersteigt.

Artikel X

(1) Wenn es für den Lehrer günstiger ist, ist
§ 59a Abs. 6 des Gehaltsgesetzes 1956 auf die
Ruhegenußfähigkeit der im § 59a Abs. 4 Z 5 des
Gehaltsgesetzes 1956 in der bis zum 31. August
1988 geltenden Fassung angeführten Zulagen für
Lehrer für Werkerziehung mit der Maßgabe anzu-
wenden, daß an die Stelle der Worte „vor seiner
Versetzung oder seinem Übertritt in den Ruhe-
stand" die Worte „vor der durch das Auslaufen der
Bildungsanstalten für Arbeitslehrerinnen bedingten
Beendigung der betreffenden Tätigkeit als Besuchs-
schullehrer" tritt.

(2) Ist für den Lehrer auch eine andere Zulage
nach § 59a Abs. 6 des Gehaltsgesetzes 1956 ruhege-
nußfähig geworden, so ist Abs. 1 nur auf jenen Teil
der im § 59a Abs. 4 Z 5 des Gehaltsgesetzes 1956 in
der bis zum 31. August 1988 geltenden Fassung
angeführten Zulage anzuwenden, der diese andere
Zulage betraglich übersteigt.

Artikel XI

Wird ein Beamter gemäß Art. VI der BDG-
Novelle 1988, BGBl. Nr. 287, in die Besoldungs-
gruppe der Beamten der Post- und Telegraphenver-
waltung übergeleitet, so gebührt ihm die besol-
dungsrechtliche Stellung, die sich aus der sinnge-
mäßen Anwendung des § 82e des Gehaltsgesetzes
1956 ergibt. § 12a Abs. 9 letzter Satz des Gehalts-
gesetzes 1956 ist mit der Maßgabe anzuwenden,
daß auch eine allfällige Verwendungszulage und
eine allfällige Dienstzulage nach § 82c des Gehalts-
gesetzes 1956 bei der Ermittlung der Ergänzungs-
zulage dem Gehalt zuzurechnen sind.
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Artikel XII

(1) Nebengebühren, die für Beamte bestimmter
Verwendungen oder in bestimmten Verwendungs-
bereichen vor dem 1. Dezember 1972 eingeführt
und bis zum 30. Juni 1988 gezahlt worden sind,
gebühren diesen Beamten weiter, sofern sie nicht
durch Nebengebühren auf Grund der §§16 bis 20 d
des Gehaltsgesetzes 1956 oder durch andere besol-
dungsrechtliche Regelungen ersetzt werden. Dies
gilt auch für Beamte, die in diesen Verwendungsbe-
reichen nach dem 30. November 1972 zu den glei-
chen Verwendungen herangezogen worden sind
oder herangezogen werden.

(2) Nebengebühren, die nach Art. VI Abs. 1 der
24. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 214/1972,
bisher weitergezahlt worden sind, sind auf Ansprü-
che nach Abs. 1 anzurechnen. Art. VI der
24. Gehaltsgesetz-Novelle wird aufgehoben;
Art. IV der 1. Nebengebührenzulagengesetz-
Novelle, BGBl. Nr. 22/1973, ist auf die unter
Abs. 1 fallenden Nebengebühren weiter anzuwen-
den.

(3) Die Ansprüche nach Abs. 1 sind ab 1. Juli
1988 mit jenem Schillingbetrag oder mit jenem
Hundertsatz des Gehaltes der Gehaltsstufe 2 der
Dienstklasse V der Beamten der Allgemeinen Ver-
waltung zu bemessen, mit denen sie für den Juni
1988 zu bemessen waren.

Artikel XIII

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. VIII Abs. 3 mit 1. Jänner 1987,
2. Art. I Z 9 bis 11 und Art. IX mit 1. Juni 1988,
3. Art. I 2 1 bis 5, 7, 8, 12 bis 26, 28 bis 35, 37,

39 bis 49 und 52 bis 75, die Art. II bis VII,
Art. VIII Abs. 1 und 2, Art. XI und Art. XII
mit 1. Juli 1988,

4. Art. I Z 6, 27, 36, 38, 50 und 51 und Art. X
mit 1. September 1988.

(2) Auf Beamte, deren öffentlich-rechtliches
Dienstverhältnis vor dem 1. Juli 1988 begründet
wurde, sind § 54 Abs. 3 und § 56 Abs. 2 lit. a und
Abs. 3 des Pensionsgesetzes 1965 in der bis zum
Ablauf des 30. Juni 1988 geltenden Fassung weiter
anzuwenden.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten
jedoch, die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Waldheim

Vranitzky

289. Bundesgesetz vom 26. Mai 1988, mit
dem das Vertragsbedienstetengesetz 1948 (39.
Vertragsbedienstetengesetz-Novelle) und die
Bundesforste-Dienstordnung 1986 geändert

werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 148/1988, wird wie folgt geändert:

1. Im § 2b Abs. 3 zweiter Satz wird der Ausdruck
„neun Monaten" durch den Ausdruck „zwölf
Monaten" ersetzt.

2. Im § 2c Abs. 2 wird in Z 1 der Betrag
„4 750 S" durch den Betrag „4 924 S" und in 2 2
der Betrag „5 750 S" durch den Betrag „5 923 S"
ersetzt.

3. Dem § 2c wird angefügt:

„(10) Für die Eignungsausbildung hat der Teil-
nehmer Anspruch auf Freistellung im Ausmaß von
30 Werktagen. Der Verbrauch des Freistellungsan-
spruches ist erst möglich, wenn die Eignungsausbil-
dung sechs Monate gedauert hat. Die Freistellung
hat unter Berücksichtigung der Erfordernisse der
Ausbildung durch den Leiter der Dienststelle, bei
der die Eignungsausbildung stattfindet, zu erfol-
gen, wobei auf die persönlichen Verhältnisse des
Teilnehmers angemessen Rücksicht zu nehmen ist.

(11) Die §§ 27c und 27d gelten sinngemäß. Bei
ihrer Anwendung ist vom Ausmaß der Freistellung
nach Abs. 10 auszugehen."

4. Die Tabelle im § 11 Abs. 1 erhält folgende Fas-
sung:
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5. Die Tabelle im § 14 Abs. 1 erhält folgende Fas-
sung:

6. Die Tabelle im § 11 Abs. 3 erhält folgende Fas-
sung:

7. Die Tabelle im § 14 Abs. 3 erhält folgende Fas-
sung:

8. Im § 22 Abs. 2 wird in der Tabelle der Betrag
„1 254 S" durch den Betrag „1 269 S" und der
Betrag „1 593 S" durch den Betrag „1 612 S"
ersetzt.

9. Im § 26 Abs. 2 Z 2 wird der Ausdruck „Zivil-
dienstgesetz, BGBl. Nr. 187/1974," durch den Aus-
druck „Zivildienstgesetz 1986, BGBl. Nr. 679"
ersetzt.

10. § 26 Abs. 2 Z 4 lit. a lautet:

,,a) des Unterrichtspraktikums im Sinne des
Unterrichtspraktikumsgesetzes, BGBl.
Nr. 145/1988, oder der Einführung in das
praktische Lehramt,"

11. Dem § 27a Abs. 7 wird angefügt:

„Die Zahl der Tage, die der Vertragsbedienstete
während der Eignungsausbildung im Sinne des § 2c
Abs. 10 freigestellt war, ist in diesem Fall vom
gesamten Urlaubsanspruch abzuziehen."

12. Im § 27b Abs. 1 Z 3 entfallen die Worte ", in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 329/
1973".

13. §35 Abs. 5 lautet:

„(5) Dienstzeiten in Dienstverhältnissen zu einer
inländischen Gebietskörperschaft sind der Dauer
des Dienstverhältnisses nach Abs. 4 zuzurechnen.
Die Zurechnung ist ausgeschlossen,

1. soweit die Dienstzeit in einem anderen
Dienstverhältnis für die Bemessung des Ruhe-
genusses angerechnet wurde, wenn aus die-
sem Dienstverhältnis eine Anwartschaft oder
ein Anspruch auf einen Ruhegenuß besteht;

2. wenn das Dienstverhältnis
a) noch andauert oder
b) in einer Weise beendet wurde, durch die

ein Abfertigungsanspruch erlosch oder,
falls Abs. 2 auf das Dienstverhältnis anzu-
wenden gewesen wäre, erloschen wäre;

3. wenn der Vertragsbedienstete bei Beendigung
des Dienstverhältnisses eine Abfertigung
erhalten hat, soweit diese Abfertigung nicht
rückerstattet wurde; bei teilweiser Rückerstat-
tung ist die Dienstzeit in einem entsprechen-
den Teilausmaß zuzurechnen. Eine Rücker-
stattung gemäß § 27 Abs. 4 des Gehaltsgeset-
zes 1956 ist einer vollständigen Rückerstat-
tung der Abfertigung gleichzuhalten.

Die in Z 2 lit. b angeführten Ausschlußgründe lie-
gen nicht vor, wenn das Dienstverhältnis im Einver-
ständnis mit dem Dienstgeber ausschließlich deswe-
gen beendet wurde, um ein Dienstverhältnis zum
Bund einzugehen, und dieses Bundesdienstverhält-
nis an das beendete Dienstverhältnis unmittelbar
anschließt."

14. Im § 39 Abs. 2 wird der Ausdruck „Höheren
technischen Bundeslehranstalt und Bundes-Had-
delsschule Wien V" durch den Ausdruck „Höheren
technischen Bundeslehranstalt, Bundes-Handels-
akademie und Bundes-Handelsschule Wien III"
ersetzt.

15. Im § 40 Abs. 2 erster Satz werden nach den
Worten „Anlage 1 zum Beamten-Dienstrechtsge-
setz 1979" die Worte „sowie in den hiezu ergange-
nen Übergangsregelungen" eingefügt.

16. Die Überschrift zu § 41 lautet:

„Monatsentgelt, Dienstzulagen, Erzieherzulage
und Vergütungen für Schul- und Unterrichtsprak-

tika im Entlohnungsschema I L"
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17. Die Tabelle im § 41 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

18. Dem § 41 wird angefügt:

„(4) Die Vergütungen für Schul- und Unter-
richtspraktika gebühren nach den §§ 62 bis 63 des
Gehaltsgesetzes 1956."

19. Die Tabelle im § 44 erhält folgende Fassung:

20. Im § 44a Abs. 2 werden ersetzt:
a) der Betrag „483,60 S" durch den Betrag

„489,40 S",
b) der Betrag „145,20 S" durch den Betrag

„146,90 S",
c) der Betrag „175,50 S" durch den Betrag

„177,60 S" und
d) der Betrag „52,70 S" durch den Betrag

„53,30 S".

21. Im § 44a Abs. 3 wird der Betrag „323,60 S"
durch den Betrag „327,50 S" und der Betrag
„592,80 S" durch den Betrag „599,90 S" ersetzt.

22. Im § 44a Abs. 4 wird ersetzt:
a) in Z l der Betrag „323,60 S" durch den

Betrag „327,50 S",
b) in Z 2 der Betrag „323,60 S" durch den

Betrag „327,50 S",
c) in Z 3 der Betrag „592,80 S" durch den

Betrag „599,90 S" und
d) in Z 4 der Betrag „266,20 S" durch den

Betrag „269,40 S".

23. Im § 44a Abs. 5 wird ersetzt:
a) der Betrag „211,90 S" durch den Betrag

„214,40 S",
b) der Betrag „175,50 S" durch den Betrag

„177,60 S",
c) der Betrag „63,60 S" durch den Betrag

„64,40 S" und
d) der Betrag „52,70 S" durch den Betrag

„53,30 S".

24. Im § 44a Abs. 6 wird der Betrag „360,20 S"
durch den Betrag „364,50 S" ersetzt.

25. Im § 44b Abs. 1 wird ersetzt:
a) in Z 1 der Betrag „5 780 S" durch den Betrag

„5 849 S",
b) in Z 2 der Betrag „7 222 S" durch den Betrag

„7 309 S" und
c) in Z 3 der Betrag „8 677 S" durch den Betrag

„8 781 S".

26. Im § 44b Abs. 2 wird ersetzt:
a) in Z 1 der Betrag „5 780 S" durch den Betrag

„5 849 S",
b) in Z 2 der Betrag „7 222 S" durch den Betrag

„7 309 S" und
c) in Z 3 der Betrag „7 981 S" durch den Betrag

„8 077 S".
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27. Im § 44c Abs. 1 wird ersetzt:
a) der Betrag „34 608 S" durch den Betrag

„35 023 S",
b) der Betrag „30 571 S" durch den Betrag

„30 938 S",
c) der Betrag „25 413 S" durch den Betrag

„25 718 S" und
d) der Betrag „19 090 S" durch den Betrag

„19 319 S".

28. § 45 lautet:

„Vergütung für Mehrdienstleistung der Vertrags-
lehrer des Entlohnungsschemas I L

§ 45. (1) Soweit Abs. 2 nicht anderes bestimmt,
ist § 61 des Gehaltsgesetzes 1956 auf Vertragsleh-
rer des Entlohnungsschemas I L sinngemäß anzu-
wenden.

(2) Ein teilbeschäftigter Vertragslehrer des Ent-
lohnungsschemas I L kann, wenn der Unterricht
sonst nicht sichergestellt ist, in einem seine vertrag-
lich bestimmte Lehrverpflichtung überschreitenden
Ausmaß zur Vertretung eines vorübergehend an
der Erfüllung seiner lehramtlichen Pflichten oder
seiner Erziehertätigkeit gehinderten Lehrers heran-
gezogen werden. Soweit dadurch eine volle Lehr-
verpflichtung nicht überschritten wird, ist auf die
Vergütung §61 Abs. 9 Z 2 des Gehaltsgeset-
zes 1956 sinngemäß anzuwenden."

29. Im § 62 wird die Zitierung „§ 11 des Wehrge-
setzes" durch die Zitierung „§ 11 des Wehrgesetzes
1978" ersetzt.

30. § 64 lautet:

„§ 64. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf
andere Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in
der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

(2) Abs. 1 gilt nicht für die im § 1 Abs. 1 lit. e, im
§ 27b Abs. 1 Z 4 und im Abschnitt V (ausgenom-
men § 62) enthaltenen Zitierungen."

Artikel II

Die Bundesforste-Dienstordnung 1986, BGBl.
Nr. 298, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 641/1987, wird wie folgt geändert:

1. Die Tabelle im § 21 Abs. 2 erhält folgende Fas-
sung:

2. Die Tabelle im § 21 Abs. 4 erhält folgende Fas-
sung:

3. Im § 24 Abs. 2 werden ersetzt:
a) der Betrag „1 491 S" durch den Betrag

„1 509 S",
b) der Betrag „1 288 S" durch den Betrag

„1 303 S",
c) der Betrag „880 S" durch den Betrag „891 S"

und
d) der Betrag „744 S" durch den Betrag

„753 S".

4. Die Tabelle im § 25 Abs. 4 erhält folgende Fas-
sung:
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5. § 28 Abs. 12 lautet:

„(12) Der Zuschlag zur Verwendungszulage
beträgt

1. für Oberforstmeister 19,20 S für jeden vollen
Punkt;

2. für Bedienstete der Verwendungsstufe A 3
a) bis einschließlich des 50. Punktes

103,00 S,
b) vom 51. bis einschließlich 65. Punkt

150,90 S,
c) vom 66. bis einschließlich 80. Punkt

233,10 S,
d) vom 81. bis einschließlich 95. Punkt

116,60 S und
e) ab dem 96. Punkt 68,60 S
für jeden vollen Punkt;

3. für Bedienstete des gehobenen Forstdienstes
und Bedienstete, die mit der Leitung eines
Sägewerkes betraut sind,
a) bis einschließlich des 6. Punktes 109,80 S,
b) für den 7. Punkt 219,50 S,
c) vom 8. bis einschließlich 10. Punkt

438,80 S,
d) vom 11. bis einschließlich 13. Punkt

658,50 S,
e) für den 14. und 15. Punkt 493,70 S,
f) vom 16. bis einschließlich 20. Punkt

329,20 S und
g) ab dem 21. Punkt 219,50 S
für jeden vollen Punkt;

4. für Bedienstete der Verwendungsstufe D 1
126,90 S für jeden vollen Punkt."

6. Im §29 Abs. 2 wird der Betrag „2 034 S"
durch den Betrag „2 058 S" und der Betrag
„10,90 S" durch den Betrag „11,00 S" ersetzt.

7. Im § 44 Abs. 1 Z 3 entfallen die Worte ", in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 329/
1973".

8. § 67 Abs. 5 lautet:

„(5) Dienstzeiten in Dienstverhältnissen zu einer
inländischen Gebietskörperschaft sind der Dauer
des Dienstverhältnisses nach Abs. 4 zuzurechnen.
Die Zurechnung ist ausgeschlossen,

1. soweit die Dienstzeit in einem anderen
Dienstverhältnis für die Bemessung des Ruhe-
genusses angerechnet wurde, wenn aus die-
sem Dienstverhältnis eine Anwartschaft oder
ein Anspruch auf einen Ruhegenuß besteht;

2. wenn das Dienstverhältnis
a) noch andauert oder
b) in einer Weise beendet wurde, durch die

ein Abfertigungsanspruch erlosch oder,
falls Abs. 2 auf das Dienstverhältnis anzu-
wenden gewesen wäre, erloschen wäre;

3. wenn der Bedienstete bei Beendigung des
Dienstverhältnisses eine Abfertigung erhalten
hat, soweit diese Abfertigung nicht rückerstat-
tet wurde; bei teilweiser Rückerstattung ist
die Dienstzeit in einem entsprechenden Teil-

ausmaß zuzurechnen. Eine Rückerstattung
gemäß § 27 Abs. 4 des Gehaltsgesetzes 1956
ist einer vollständigen Rückerstattung der
Abfertigung gleichzuhalten.

Die in Z 2 lit. b angeführten Ausschlußgründe lie-
gen nicht vor, wenn das Dienstverhältnis im Einver-
ständnis mit dem Dienstgeber ausschließlich deswe-
gen beendet wurde, um ein Dienstverhältnis zum
Bund einzugehen, und dieses Bundesdienstverhält-
nis an das beendete Dienstverhältnis unmittelbar
anschließt."

9. §81 Abs. 3 lautet:

„(3) Der monatliche Beitrag beträgt 0,38 vH der
Beitragsgrundlage nach Abs. 2 bis zur Höhe der
jeweiligen Höchstbeitragsgrundlage in der gesetzli-
chen Pensionsversicherung und 9,5 vH des diese
Höchstbeitragsgrundlage übersteigenden Teiles.
Der Beitrag von der Sonderzahlung beträgt die
Hälfte des sich unter Außerachtlassung der Neben-
gebühren ergebenden monatlichen Beitrages."

10. Nach § 95 wird eingefügt:

„§ 95a. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf
andere Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in
der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

(2) Abs. 1 gilt nicht für die im § 44 Abs. 1 Z 4
und im Abschnitt VIII enthaltenen Zitierungen,
ebenso nicht für das im § 71 Abs. 2 Z 4 zitierte
Bundesgesetz BGBl. Nr. 202/1949."

Artikel III

(1) Das monatliche Sonderentgelt (mit Aus-
nahme der Haushaltszulage)

1. jener vollbeschäftigten Vertragsbediensteten
des Bundes, mit denen vor dem 1. Juli 1988
gemäß § 36 des Vertragsbedienstetengesetzes
1948 ein Sondervertrag abgeschlossen worden
ist, und

2. jener vollbeschäftigten Bediensteten der
Österreichischen Bundesforste, mit denen vor
dem 1. Juli 1988 gemäß §70 der Bundesfor-
ste-Dienstordnung 1986 ein Sondervertrag
abgeschlossen worden ist,

wird ab 1. Juli 1988 um 330 S erhöht. Allfällige, in
Schillingbeträgen ausgedrückte Zulagen (ausge-
nommen die Haushaltszulage) werden um 1,2 vH
erhöht.

(2) Bei
1. teilbeschäftigten Vertragsbediensteten des

Bundes, mit denen vor dem 1. Juli 1988
gemäß § 36 des Vertragsbedienstetengesetzes
1948 ein Sondervertrag abgeschlossen worden
ist, und

2. teilbeschäftigten Bediensteten der Öster-
reichischen Bundesforste, mit denen vor dem
1. Juli 1988 gemäß §70 der Bundesforste-
Dienstordnung 1986 ein Sondervertrag abge-
schlossen worden ist,
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sind zunächst jenes Sonderentgelt und die Beträge
jener allfälligen, in Schillingbeträgen ausgedrück-
ten Zulagen (ausgenommen die Haushaltszulage)
zu ermitteln, die ihnen im Falle der Vollbeschäfti-
gung gebühren würden. Auf dieses Sonderentgelt
(und die allfälligen Zulagen) sind hierauf die im
Abs. 1 vorgesehenen Berechnungsvorschriften
anzuwenden. Von den auf diese Weise errechneten
Beträgen sind schließlich jene Teile zu ermitteln,
die sich unter Berücksichtigung des Beschäftigungs-
ausmaßes ergeben. Diese Teile gelten ab 1. Juli
1988 als neues Sonderentgelt oder als neue Zula-
genbeträge des teilbeschäftigten Vertragsbedienste-
ten bzw. des teilbeschäftigten Bediensteten der
Österreichischen Bundesforste.

(3) Ergeben sich bei der Anwendung der Abs. 1
und 2 in den Endergebnissen Restbeträge von 50 g
und mehr, so sind diese auf volle Schillingbeträge
aufzurunden. Ergeben sich jedoch in den Ender-
gebnissen Restbeträge von weniger als 50 g, so sind
diese zu vernachlässigen.

(4) Eine Erhöhung nach den Abs. 1 bis 3 ist
jedoch nur dann vorzunehmen, wenn

1. sich diese Erhöhung nicht bereits aus dem
Sondervertrag ergibt oder

2. im Sondervertrag die Erhöhung des Sonder-
entgeltes nicht an andere Anlaßfälle als

Bezugserhöhungen oder Teuerungsabgeltun-
gen im öffentlichen Dienst geknüpft ist.

(5) Die nach den Abs. 1 bis 3 in Verbindung mit
Abs. 4 erforderlichen Maßnahmen bedürfen nicht
der im § 36 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948
beziehungsweise im § 70 der Bundesforste-Dienst-
ordnung 1986 vorgesehenen Genehmigung des
Bundeskanzlers und des Bundesministers für Finan-
zen.

Artikel IV

(1) Es treten in Kraft:
1. An. I Z 1 und 3 mit 1. Juli 1987,
2. Art. I Z 2, 4 bis 9, 11, 13, 14, 17 und 19 bis 27

und die Art. II und III mit 1. Juli 1988,
3. Art. I Z 10, 15, 16, 18 und 28 mit 1. Septem-

ber 1988,
4. Art. I Z 12, 29 und 30 mit 1. Oktober 1988.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten
jedoch, die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Waldheim

Vranitzky


